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Grußwort 

Rechtsextremismus wird in der Öffentlichkeit 
meist mit gewaltbereiten Männern in Verbin-
dung gebracht. Frauen in der rechten Szene wird 
hingegen kaum Beachtung geschenkt. Sie treten 
selten mit Bomberjacke und Springerstiefel auf, 
sondern pflegen das Image des »Heimchens am 
Herd«. Ihr Verhalten ist stets freundlich, hilfs-
bereit und nett. Es fällt schwer zu glauben, dass 
solche Frauen die Strategien der Nazis bewusst 
mittragen und verbreiten. Mit Verweis auf ver-
meintlich soziale Themen wie Familie, Bildung 
und Jugend versuchen sie bewusst, Wählergrup-
pen anzusprechen und für rechtes Gedankengut 
zu gewinnen. Oft gelingt es ihnen so, ihre poli-
tischen Botschaften und rechtsextremes Gedan-
kengut geschickt zu platzieren. Besonders heikel 
ist, dass ihre Ideologien auf diese Weise Eingang 
finden in sensible Bereiche wie Kitas, Schulen 
oder Sportvereine.

Ich warne davor, rechtsextreme Frauen nicht ernst zu nehmen. Beim NSU ist deutlich 
geworden, dass rechtsextremer Terror auch von Frauen verübt wird. Beate Zschäpe ist 
Hauptangeklagte im NSU-Prozess vor dem Münchner Oberlandesgericht. Wir brauchen 
eine besondere und erhöhte Aufmerksamkeit beim Einfluss von Frauen in rechtsextre-
men Organisationen und ihrer Beteiligung an rechtsextremen Aktivitäten. Wir alle sind 
gefordert – Polizei, Justiz, Verfassungsschutz und Zivilgesellschaft. 

Und wir haben eine Reihe von Fragen: Warum fühlen sich Frauen von rechtsextremen, 
fremdenfeindlichen und antisemitischen Gedankeninhalten angesprochen? Versagen un-
sere demokratischen Strukturen und wenn ja, an welchen Stellen? Wo müssen wir an-
setzen, um die Gefahr, die von dem zunehmenden Einfluss rechtsextremistischer Frauen 
ausgeht, einzudämmen?

Genau diesen Ansatz verfolgte die Fachstelle Gender und Rechtsextremismus der 
Amadeu Antonio Stiftung während des einjährigen, von der Open Society Foundation 
geförderten Projektes und untersuchte, wie rechtsextreme Frauen in Medien, Öffentlich-
keit und in staatlichen Institutionen wahrgenommen werden und welche Konsequenzen 
sich hieraus ergeben. Die entwickelten Handlungsempfehlungen werden ein ungemein 
wertvoller Beitrag sein für die gesellschaftliche und politische Debatte, die wir jetzt füh-
ren müssen, um unsere Gesellschaft stark gegen Rechtsextremismus zu machen. 

Von besonderem Interesse werden die Erkenntnisse aus der projektabschließenden 
internationalen Tagung sein, bei der die Verhältnisse und Strukturen in anderen euro-

päischen Ländern betrachtet werden sollen. Denn Rechtsextremismus macht nicht an 
Staatsgrenzen halt. Von dem Erfahrungsaustausch der Tagungsteilnehmerinnen und  
–teilnehmer werden auch wir Politikerinnen und Politiker profitieren, die bereits aktiv 
an der Umsetzung von Strategien gegen Rechtsextremismus arbeiten. 

Ich danke allen an diesem Projekt Beteiligten für ihr Engagement und wünsche Ihnen 
eine erfolgreiche Tagung mit vielen weiteren Erkenntnissen für Ihre künftige Arbeit.

Dr. Eva Högl (SPD)
Mitglied des deutschen Bundestages
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Vorwort

Als die Amadeu Antonio Stiftung (AAS) die Open Society Foundations (OSF) 2012 erst-
mals mit dem Entwurf für ein Projekt kontaktierte, welches die geschlechtliche Dimen-
sion von rechtsextremer Verbreitung und Mobilisierung in der Gesellschaft sichtbar 
machen und in Angriff nehmen sollte, hatte ich selber kaum Kenntnisse über das Pro-
blem, aber ich war sehr geschockt von den kürzlich aufgedeckten Dimensionen der be-
rüchtigten NSU-Morde. Ich verstand die jahrzehntelange Blindheit in Bezug auf dieses 
Problem nicht nur als schlechte Kooperation zwischen den Strafverfolgungsbehörden, 
sondern auch als beunruhigenden Beweis für strukturelle rassistische Befangenheit in 
den Untersuchungen. Die AAS hat die Stoßkraft des daraus folgenden nationalen Auf-
schreis klug genutzt, um auf ein drittes Problem aufmerksam zu machen, welches sich 
ebenfalls in der verspäteten Antwort auf diese Mordserie offenbart: die Blindheit vieler 
Anti-Rechtsextremismus-Programme bezüglich des Faktors Geschlecht. Um die Ursache 
für diese dramatische Ineffizienz anzugehen und das aus ihren Erfahrungen Gelernte zu 
teilen, hat die Fachstelle Gender und Rechtsextremismus der AAS nun diese Broschüre 
veröffentlicht. 

Das Projekt der Fachstelle, unterstützt von den OSF, hebt die Wichtigkeit eines ge-
schlechtersensiblen Ansatzes in der Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus hervor. 
Das stellt einen innovativen Ansatz dar, welcher bisher kaum in der Theorie oder Praxis 
berücksichtigt oder getestet wurde.  

Beim Lesen der Projektergebnisse werden Sie verstehen, warum Geschlecht eine Ka-
tegorie ist, die beim Umgang mit der extrem Rechten nicht vernachlässigt werden kann. 
Sie werden von verschiedenen konkreten Fällen lesen, die zeigen, wie das außer Acht 
lassen der Geschlechterperspektive zum Misserfolg staatlicher Arbeit gegen den Rechts-
extremismus geführt hat. Die vorliegende Broschüre zeigt zum Beispiel, wie sowohl der 
deutsche Verfassungsschutz als auch die Polizei dabei versagten, die Machenschaften 
des NSU aufzudecken, weil sie Frauen bei der Täterprofilerstellung ausschlossen. Frauen, 
die sich in rechtsextremen Gruppen engagieren, sind eben nicht alle Opfer oder unfrei-
willige Instrumente in den Plänen anderer. Ganz im Gegenteil, sie sind selbst komplexe 
Akteurinnen. Die AAS spricht deswegen Empfehlungen dafür aus, wie staatliches und zi-
vilgesellschaftliches Handeln durch die Einnahme einer Gender-Perspektive verbessert 
werden kann. 

Das Engagement der Fachstelle für Gender und Rechtsextremismus der AAS be-
schränkt sich nicht nur auf das Erforschen der oben genannten Extrembeispiele, sondern 
es stellt einen vielseitigen und effektiven Ansatz in vielen weiteren Sektoren dar, welche 
von dieser heimtückischen Form rechter Propaganda betroffen sind. Die Art von verhee-
render Propaganda, deren langanhaltende Wirkung zum Beispiel damit beginnt, dass 
Kleinkindern im Kindergarten rassistische Bücher vorgelesen werden. Darum hat die 
Fachstelle spezielle Fortbildungen entwickelt und schult unter anderem Kindergärtner_
innen  bezüglich dieser Problematik. Sie versucht außerdem, ein Netzwerk zwischen all 

denen aufzubauen, die sich des Problems der Infil-
trierung ihrer Institution durch Rechtsextreme be-
wusst sind. Sie hat den Dialog mit Journalist_innen 
eröffnet, um diesen geschlechterspezifische Proble-
me bei der Wahrnehmung von Rechtsextremismus 
bewusst zu machen. Sie schult die Leitungen von 
Jugendclubs, Gemeinschaftszentren und Sportver-
einen und hilft diesen Organisationen dabei, »de-
mokratische Leitlinien« für sich zu entwickeln. 

Weiterhin arbeitet die Fachstelle Gender und 
Rechtsextremismus mit Wissenschaftsverbänden 
der Sozialen Arbeit sowie Vertreter_innen des deut-
schen Bildungsministeriums zusammen, um einen 
geschlechtersensiblen Ansatz und einen besonde-
ren Fokus auf Rechtsextremismus in den Lehrplä-
nen aller sozialen Berufe zu implementieren. 

Basierend auf all diesen Erfahrungen fordert die 
Amadeu Antonio Stiftung spezielle Schulungen für 
eine Reihe von Akteur_innen, welche mit diesem 
ernsten Problem konfrontiert werden: vom Verfas-
sungsschutz über die Polizei bis zu Medien, Lehrer_innen und Kindergartenpersonal. 
Wenn wir der Verbreitung der rechtsextremistischen Ideologien wirklich in einer effek-
tiven Art und Weise entgegentreten wollen, müssen die genannten Akteur_innen sie aus 
einer Gender-Perspektive betrachten. 

Auf der Tagung der AAS zum Thema »Rechtsextreme Frauen – Übersehen und un-
terschätzt?« am 24. März 2014 waren sich alle Teilnehmer_innen aus unterschiedlichen 
europäischen Ländern einig, dass es einen sehr großen Bedarf gibt, Rechtsextremismus 
aus einer Gender-Perspektive zu analysieren, und dass in dieser Hinsicht große Wissens-
lücken existieren. Rechtsextreme Gruppierungen arbeiten heutzutage enger zusammen; 
sie verbreiten und teilen ihre Strategien auch über nationale Grenzen hinweg. Demzu-
folge müssen Initiativen bei der Bekämpfung der Ausbreitung solcher intoleranter Ideo-
logien strategisch miteinander interagieren und voneinander lernen, damit sie in der 
Lage sind schnell zu handeln und einzugreifen, wenn sich ähnliche Trends in anderen 
Ländern manifestieren. Die Ergebnisse der Arbeit der Amadeu Antonio Stiftung können 
in verschiedenen Ländern und Regionen adaptiert und reproduziert werden. Sie könnten 
eine Inspirationsquelle für viele weitere europäische Organisationen sein und stellen be-
reits jetzt gute Methoden und konkrete Beispiele zur Verfügung, wie mit einem solchen 
unterschätzten Problem umgegangen werden kann. 

Es ist meine Hoffnung, dass geschlechtersensible Politiken und Programme dank sol-
cher Einblicke in Zukunft bessere Chancen haben, verwirklicht zu werden, und dass 
so schließlich die Verbreitung intoleranter und fremdenfeindlicher Ideologien zurückge-
drängt und gestoppt werden kann.

Debora Guidetti
Open Society Foundations, Programmleiterin 

»Xenophobia and Intolerance in Western Europe«

© Dieter Telemans/Panos Pictures 
for the Open Society Foundations
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Einleitung

Frauen, die sich in neonazistischen Szenen engagieren, werden häufig mit ihren rechts-
extremen Positionen und den entsprechenden Motiven ihres Handelns übersehen. Beate 
Zschäpe ist hierfür ein aktuelles Beispiel. So wurde in der medialen Berichterstattung 
unmittelbar nach der Selbstenttarnung des »Nationalsozialistischen Untergrunds« (NSU) 
häufig davon ausgegangen, dass Zschäpe lediglich »die Freundin von« einem der männ-
lichen Gruppenmitglieder gewesen sei.1 Neben sexualisierenden Bildern wird sie als po-
litisch uninteressiert gezeichnet und als nicht involviert in die Planung und Umsetzung 
der Verbrechen. An diesem Fall lässt sich beispielhaft zeigen, inwiefern die ideologische 
Überzeugung einer Frau, ihr politisches Engagement in der rechtsextremen Bewegung 
und ihre Gewaltbereitschaft seitens der Medien und im öffentlichen Diskurs weitgehend 
unbeachtet bleiben.

Das Beispiel Beate Zschäpe ist jedoch kein Einzelfall. Sowohl in der Geschichte als 
auch in der Gegenwart gibt es hierfür viele Beispiele. Einige dieser Fallgeschichten wer-
den wir in der vorliegenden Broschüre erzählen und dahingehend analysieren, was sich 
daraus für das staatliche und das zivilgesellschaftliche Handeln lernen lässt. Eine der 
zentralen Folgen des Übersehens rechter Frauen besteht darin, dass rechtsextreme Grup-
pierungen unerkannt agieren können und ihre Ideologie unbeachtet bleibt. Auf diese 
Weise jedoch werden Gewalttaten übersehen beziehungsweise nicht zugeordnet. Nicht 
zuletzt diese Erkenntnis spricht dafür, sich dezidiert der Frage zuzuwenden, welche Grün-
de dazu führen, dass rechtsextreme Frauen mit ihrer Ideologie und ihrem Handeln aus 
dem Blick geraten. Wie kommt es, dass der Verfassungsschutz, die Polizei aber auch 
Jugendsozialarbeit, Medien und Verwaltung die rechtsextremen Motive und Aktionen 
von Neonazi-Frauen übersehen? In der Broschüre werden wir dieser Frage mit einem 
Blick in die Geschichte und anhand weiterer Fallbeispiele nachgehen. Und wir geben 
Handlungsempfehlungen für verschiedene gesellschaftliche Bereiche. Dies ist eine der 
zentralen Motivationen für das Heft: Wir richteten deshalb in der Amadeu Antonio Stif-
tung die Fachstelle Gender und Rechtsextremismus ein, um mehr Aufmerksamkeit dafür 
zu generieren, dass in der Arbeit gegen Rechtsextremismus das Wissen um Geschlecht 
und Geschlechterrollen unbedingt berücksichtigt werden sollte. Bislang geschieht dies 
kaum, obwohl es sowohl für die pädagogische Arbeit in Jugendclubs, Kindergärten und 
Schulen von Relevanz ist als auch in der Arbeit in Vereinen, der Verwaltung, Polizei und 
nicht zuletzt im Verfassungsschutz. Mit der Broschüre geht es uns darum, diese Leerstel-
len in den verschiedenen Berufen aufzuzeigen und deutlich zu machen, welche Gefahren 
damit verbunden sind, wenn dies nicht geschieht. Gleichzeitig vermitteln wir konkrete 
Handlungsmöglichkeiten. Die Fachstelle bietet Fortbildungen, Beratung und konzeptio-
nelle Begleitung für verschiedene Professionen an: Neben pädagogischen Bereichen (Kin-
dertagesstätten, Jugendarbeit und Schulen) halten wir Vorträge, führen Workshops und 
Coachings durch für Sozialarbeiter_innen in der Verwaltung, für politisch Verantwortli-
che in Vereinen oder in Medien. Es ist unser Ziel, die Wahrnehmung für das Phänomen 

zu stärken, die Entwicklung von Handlungskompetenz zu unterstützen und letztlich das 
bestehende Defizit in der Arbeit gegen Rechtsextremismus aufzugreifen, indem wir kon-
krete Alternativen für die verschiedenen verantwortlichen Bereiche geben. 

Wie ist die Broschüre aufgebaut?
Um die komplexe Frage nach den Gründen für die Ausblendung rechtsextremer Frauen 
in der gesellschaftlichen Wahrnehmung zu beantworten, richten wir zunächst einen Blick 
in die Geschichte und fragen, welche stereotypen Bilder über Frauen historisch entstan-
den sind und wie sie von der Forschung überformt wurden. Exemplarisch betrachten wir 
die Debatte um die (Mit)Täter/-innenschaft von Frauen im Nationalsozialismus (NS). Da-
ran anschließend fragen wir, wie Frauen, die sich nach 1945 in der extremen Rechten in 
Ost- und Westdeutschland engagierten, wahrgenommen wurden. Dezidiert untersuchen 
wir Funktionen und Rollen von Frauen im Rechtsextremismus der Gegenwart. In einem 
Exkurs geht Ulrich Overdieck der Frage nach, welche Rolle Frauen im Rechtsterrorismus 
der Bundesrepublik der 1980er Jahre spielten. Im zweiten Teil der Broschüre widmen wir 
uns dann drei Fallgeschichten der vergangenen Jahre und fragen, welche Defizite staatli-
chen Handelns sich hier im Umgang mit rechtsextremen Frauen zeigen. In den Artikeln 
entwickeln wir darüber hinaus Handlungsempfehlungen.
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1. Wie werden (rechtsextreme) Frauen 
wahrgenommen? Ein Blick in die Geschichte 

Heike Radvan, Henrike Voigtländer

Bevor wir uns einer his-
torischen Perspektive zu-
wenden, lässt sich vorab 
festhalten, dass die Wahr-
nehmung von Frauen im 
Allgemeinen durch Ste-
reotype beeinflusst wird. 
Grundsätzlich hängen 
traditionelle, geschlechts-
spezifische Bilder mit der 
Vorstellung von einer 
Zweigeschlechtlichkeit in 
der Gesellschaft zusam-
men, das Verhalten von 
Männern und Frauen wird 
mit bestimmten Annah-
men verbunden. Diese bi-
nären, oft gegensätzlichen 

Bilder haben bestimmte Funktionen, nicht zuletzt vereinfachen sie den Umgang mit ei-
ner Unübersichtlichkeit und Komplexität in der Gesellschaft. Zudem werden Frauen und 
Männer auf bestimmte Positionen mit spezifischen Aufgaben verwiesen; letztlich bleibt 
auf diesem Weg die nach wie vor geschlechtsspezifisch ungleiche Macht- und Chancen-
verteilung in der Gesellschaft zu Ungunsten vieler Frauen erhalten. 

Den dominanten Stereotypen entsprechend, werden Frauen häufig als friedliebend, 
unpolitisch und eher passiv wahrgenommen. Im Kontext von Rechtsextremismus wird 
hier von der »doppelten Unsichtbarkeit«2 gesprochen: Wird bereits im Allgemeinen eher 
davon ausgegangen, dass Frauen weniger politisch interessiert und friedliebend seien, so 
geraten weibliche Personen mit ihren rassistischen, rechtsextremen und generell men-
schenfeindlichen Meinungen und potentiell gewalttätigen Handlungen erst recht aus 
dem Blick. Dies geschieht auch deswegen, da Rechtsextremismus und Gewalt nach wie 
vor häufig als »männliches Phänomen« gesehen werden.

Das Bild der friedfertigen, unpolitischen Frau
Doch woher kommt die Auffassung, dass Frauen besonders friedfertige Wesen seien? Ent-
sprechende Vorstellungen sind nicht neu. So enthält zum einen die Geschichtsschreibung 
dominante Bilder, mit denen Frauen bestimmte Eigenschaften und der familiäre Bereich 
zugeordnet wurden, zum Beispiel in der Darstellung prähistorischer Gemeinschaften, in 
denen Frauen das Feuer hüten und Beeren sammeln und Männer für die Jagd zustän-
dig sind. Neuere Forschungen zeigen, inwiefern es sich hierbei um Überformungen der 

Geschichte handelt, so gibt es durchaus ethno-
graphische Befunde, die die Existenz jagender 
Frauen belegen.3 Diese Forschungen erhielten 
jedoch in der Geschichtsschreibung weniger 
Aufmerksamkeit. Zum anderen entstehen binä-
re Zuschreibungen an Männer und Frauen in 
verschiedenen Zeitepochen: In der griechischen 
Antike wurden Frauen in Literatur und Philoso-
phie dem häuslichen Bereich zugeordnet, da die 
Gottheit sie »schwächer« und »vorsichtiger« als 
die »verteidigungsbereiter[en]« Männer geschaf-
fen habe.4 In der Mythologie war Eirene die Frie-
densgöttin; Ares der Kriegsgott. Im Christentum 
entwickelte sich die Figur der Maria, der Mutter 
Gottes, mit dem siebenten Jahrhundert zur Ver-
körperung der Barmherzigkeit.5 Noch zur Zeit 
der Reformation beschrieb Luther Frauen als 
»von Gott dazu geschaffen, Kinder zu gebären, 
die Männer zu erfreuen, barmherzig zu sein« 6. 

Während der Aufklärung, einer Zeit, die nicht 
umsonst auch mit der »Verwissenschaftlichung 

der Differenz«7 charakterisiert wird, werden Frauen in philosophischen Schriften von 
Kant und Hegel aufgrund ihrer biologischen Veranlagung als gutartig und friedlich be-
zeichnet.8 Auch Vertreterinnen der Frauenbewegung des 19. und frühen 20. Jahrhundert 
befanden, dass »weibliches Wesen, weiblicher Instinkt identisch mit Pazifismus [seien]«9 
und begründeten hiermit ihre Verantwortung in der Arbeit gegen den Krieg. Die Ver-
bindung von Weiblichkeit mit Friedfertigkeit setzte sich auch im zweiten Teil des 20. 
Jahrhunderts fort – mit dem Unterschied, dass der Grund hierfür nicht in biologischen, 
vermeintlich »natürlichen« Ursachen zu suchen sei, sondern als Resultat der geschlechts-
spezifischen Sozialisation von Frauen gesehen wird. So charakterisiert die Psychoana-
lytikerin Margarete Mitscherlich in ihrer Publikation »Die friedfertige Frau« von 1985 
Männer als zerstörerisch, Frauen hingegen als opfernd und dienend. Frauen werden in 
diesem Buch psychoanalytisch begründet zu Opfern stilisiert, die von jeglicher Verant-
wortung für historische Verbrechen befreit seien.10 

Es ließen sich in der Geschichte eine Vielzahl weiterer Beispiele für das Bild der 
schwachen, zu beschützenden und friedfertigen Frau finden. Zusammenfassend lässt 
sich festhalten, dass das Bild sich über die Jahrhunderte wirksam in Alltag und Kultur 
eingeschrieben hat.

Einhergehend mit der Annahme von Friedfertigkeit wurde historisch gesehen häufig 
davon ausgegangen, dass Frauen eher passiv und zurückhaltend seien. Die Wirkung die-
ses traditionellen Stereotyps zeigt sich in der deutschen Geschichtsforschung, in der bis 
in die 1970er Jahre Frauen als aktiv Handelnde nahezu gänzlich ausgeklammert bleiben. 
Die Geschichtswissenschaften bilden hierbei keine Ausnahme, eine auf Männer fokus-
sierte Perspektive dominierte nahezu alle gesellschaftlichen Bereiche. So beforschten 
Historiker_innen überwiegend männliche Akteure, Frauen wurden als unbeteiligte Zeit-

Die Skulptur der Friedensgöttin Eirene aus der 
Glyptothek in München trägt den kleinen Plu-
tos auf dem Arm, die Personifizierung des 
Reichtums.      © Marie-Lan Nguyen/CC BY 2.5

 »Genderterror abschaffen« ist eine weit verbreitete Forderung von Neona-
zis, hier auf einer Demo in Leipzig. Sie wenden sich gegen Feminismus und 
Gender Mainstreaming und stehen für traditionelle, biologistische Rollen-
bilder.           © Recherche Nord
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genossinnen betrachtet und vor allem dem pri-
vaten Bereich zugeordnet. Das ist insofern ver-
kürzend, als dass erst mit der Schaffung einer 
»bürgerlichen« Öffentlichkeit Frauen – nun wis-
senschaftlich legitimiert – aus dieser verbannt 
und in das Private gedrängt wurden. Das Private 
galt fortan als unpolitisch, der Zusammenhang 
»weiblicher Tätigkeiten« mit dem Öffentlichen 
und Politischen wurde negiert. Das Bild von 
der Frau als passives und unpolitisches Wesen, 
das für den privaten Bereich und die Kinderer-
ziehung zuständig war, verstellte nicht nur den 
Blick auf die kulturellen und gesellschaftspoliti-
schen Leistungen der (bürgerlichen) Frauen, die 
unter anderem in Wissenschaft, Sozialen Bewe-
gungen, Kunst und in weiteren Bereichen tätig 
waren. Es blieben zudem die Frauen unbeachtet, 
die in der Regel aus ökonomischen Zwängen he-
raus in Fabriken oder in der Landwirtschaft ar-
beiten mussten. Mit dem Bild der Frau als fried-
fertiges Wesen gerieten darüber hinaus Frauen 
aus dem Blick, die sich in Bewegungen engagier-
ten, die diktatorische und menschenverachten-
de Ideologien vertraten.

Diese historischen Defizite der Wahrnehmung 
lassen sich auch damit erklären, dass Frauen 
häufig per se als eine einheitliche Gruppe kons-

truiert wurden. Unterschiede aufgrund verschiedener Herkünfte und Erfahrungen, wie 
ethnische, religiöse, sozioökonomische oder altersbedingte Differenzen, wurden nicht 
beachtet. Mit einer generalisierenden und Differenz negierenden Betrachtung wird je-
doch der unterschiedliche Stand von Frauen in der Gesellschaft verschleiert. Ungesehen 
bleibt auf diesem Wege unter anderem die Teilhabe an Macht von Frauen, die aufgrund 
ihrer Herkunft oder mit einer Heirat in wohlhabende, über gesellschaftliche Einflüsse 
und Entscheidungsmöglichkeiten verfügende Situationen kamen. Erst mit der zweiten 
Frauenbewegung der 1960er Jahre und der damit entstehenden Frauenforschung in den 
1970er Jahren veränderte sich die Perspektive, aus der heraus Geschichte betrachtet und 
erforscht wurde. Der Fokus richtete sich zunehmend auf den Alltag und die aktive Rolle 
von Frauen.11

Die späte Thematisierung der (Mit)Täter/-innenschaft 
von Frauen im Nationalsozialismus
Die historische Ausblendung der politisch-ideologischen Überzeugung von Frauen und 
deren Gewalttätigkeit lässt sich exemplarisch an der Diskussion um die Rolle von Frauen 
im NS beschreiben. In der geschichtswissenschaftlichen Forschung galten Frauen lange 
Zeit als »unbeteiligte Zeitgenossinnen« oder als Opfer des nationalsozialistischen Staa-

tes.12 Täterinnen wurden nur selten erwähnt und als Ausnahmeerscheinung bewertet. 
Ihre Darstellung ging einher mit sexualisierten Bildern, häufig wurden sie pathologisiert 
und als von Natur aus »böse Psychopathinnen«13 beschrieben. Als sich dieser Diskurs im 
Zuge der zweiten Frauenbewegung wandelte, standen zunächst politische Widerstands-
kämpferinnen im Fokus – nicht aber Jüdinnen, Sintize und Romni oder Frauen, die auf-
grund körperlicher und geistiger Eigenschaften als »minderwertig
 stigmatisiert wurden.14 

Hinsichtlich der Auseinandersetzung mit Täter/-innenschaft von Frauen, griffen For-
schende erst Ende der 1970er Jahre geschlechtergeschichtliche Ansätze auf, die internati-
onal bereits seit Längerem vorlagen.15 In vielen Gruppierungen der deutschen Frauenbe-
wegung wurde jedoch die Debatte um die Täter/-innenschaft von Frauen im NS zunächst 
abgelehnt. Frauen galten als unbeteiligt und als »Opfer« der patriarchalen Verhältnisse. 
Eine Auseinandersetzung mit der Verantwortung von systemkonformen Frauen und mit 
deren antisemitischen, rassistischen Einstellungen und Handlungen wurde – zum Teil 
sehr vehement – verweigert. Viele Frauen der zweiten Frauenbewegung verstanden 
Geschlecht als zentrale Unterdrückungskategorie, Rassismus und Klassismus galten als 
zweitrangig. Innerhalb der Frauenforschung zum NS wurde diese »Opfer-Täterinnen«-Dis-
kussion in den 1980er Jahren vertieft. Anfang der1990er Jahre kam es zum sogenannten 
»Historikerinnenstreit« zwischen Claudia Koonz und Gisela Bock, dessen wesentlicher 
Streitpunkt die von Koonz vertretene Ansicht darstellte, dass auch Frauen durch ihr Wir-
ken im alltäglichen häuslichen Bereich aktiv zu den Verbrechen des NS beitrugen und von 
ihnen profitierten.16 Die ebenfalls Anfang der 1990er Jahre publizierte These von Chris-
tina Thürmer-Rohr von der Mittäter/-innenschaft betonte das Involviertsein von Frauen 

Die Ortsgruppe »Nationalsozialistische Frauen Lennep«, aufgenommen beim ersten Frauenkongress der 
 NSDAP in Düsseldorf am 15. und 16. Juli 1933.         © Sammlung Ulrich Prehn

Der Mythos der »friedfertigen Frau« war auch 
im 20. Jahrhundert weit verbreitet: 1985 er-
scheint das gleichnamige Buch der Psychoana-
lytikerin Margarete Mitscherlich. Es wurde in-
nerhalb der Frauenbewegung und darüber 
hinaus breit rezipiert.       © S. Fischer Verlag
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in patriarchalen gesellschaftli-
chen Mechanismen.17 Women of 
colour und jüdische Forschende 
und Aktivistinnen kritisierten 
die vorherrschende Abwehr ge-
genüber der Thematisierung der 
Beteiligung und Verantwortung 
von Nationalsozialistinnen an 
den Verbrechen. Im Ergebnis die-
ser Kritik entstand ab Mitte der 
1990er Jahre neue Forschung, in 
der unter anderem die Bedeu-
tung der häuslichen und psycho-
sozialen Unterstützung seitens 
Frauen thematisiert wurde, wel-
che einen Rahmen für die von 
den Ehemännern begangenen 
Verbrechen gestellt hatten.18 In 
den Geschichtswissenschaften 
ändert sich nun die Perspektive: 
Frauen werden nicht mehr per 
se als eine homogene Einheit be-
trachtet. Eine differenzierte Ana-
lyse führt zu einer komplexeren 
Betrachtung der Beteiligung von 
Frauen an nationalsozialistischer 
Täter/-innenschaft.19

Frauen in der extremen Rechten nach 1945
Auch über die Zeit des NS hinaus vertraten Frauen extrem rechte Vorstellungen und 
versuchten diese strategisch umzusetzen. Noch in den letzten Kriegsmonaten waren es 
häufig die Ehefrauen von ranghöheren SS-Männern, die eine Flucht aus dem besiegten 
Deutschland vorbereiteten und koordinierten. Sie waren hierbei sehr erfolgreich, da sie 
oft unerkannt blieben und auf gut gepflegte Netzwerke zurückgreifen konnten. Ohne die 
Unterstützung und Loyalität ihrer Ehefrauen, die gerade auf einem gemeinsam geteilten 
Rassismus und dem antisemitischen Hass beruhten, wäre es vielen nationalsozialisti-
schen Tätern nicht ohne Weiteres gelungen, das Land zu verlassen und sich ihrer Verant-
wortung zu entziehen. Im Ausland spielten diese Ehefrauen eine nicht zu unterschätzen-
de Rolle beim Aufbau eines »Lebens in der Fremde«, in dem die »SS-Sippengemeinschaft« 
und die rassistische Ideologie wiederum zentral waren.20

Innerhalb der verschiedenen Besatzungszonen und ab 1949 in beiden deutschen Staa-
ten gab es immer auch Frauen, die weiterhin dem NS anhingen, seine Ideologie vertraten 

und auf verschiedene Weise versuchten, diese im Alltag aufrechtzuerhalten. Bislang lie-
gen hierzu kaum Forschungen vor, daher werden wir im Folgenden zusammenfassend die 
vorliegenden Erkenntnisse beschreiben und hierbei mit der Bundesrepublik beginnen.
1951 entsteht mit der »Stillen Hilfe« ein Verein, der einer Vielzahl von SS-Führern bei 
der Flucht ins Ausland hilft, NS-Kriegsverbrecher in Gefängnissen unterstützt und als 
gemeinnützig eingetragener Verein Geld sammelt, das letztlich für den Aufbau einer 
rechtsextremen Bewegung eingesetzt wird.21 Der Verein hatte in den ersten Jahrzehnten 
seines Bestehens eine Vielzahl an Unterstützer/-innen, neben ehemaligen NS-Führungs-
personen auch hochrangige Kirchenrepräsentanten. Erst in den 1990er Jahren beginnt 
eine kritische Berichterstattung, infolge dessen dem Verein 1999 die Gemeinnützigkeit 
aberkannt wird. Mehrere Frauen sind von Beginn an leitend im Verein tätig. Die zentrale 
Person ist Gudrun Burwitz. Als Tochter von Heinrich Himmler – der als »Reichsführer-
SS« und »Reichsinnenminister« einer der Hauptverantwortlichen des Holocaust war –
steht sie für dessen Ideologie. Erste Vorsitzende ist Helene-Elisabeth von Isenburg, die 
sich als einflussreiche Katholikin erfolgreich bei Papst Pius XII für die Begnadigung von 
NS-Kriegsverbrechern einsetzte. In den Folgejahren übernehmen mit Gertrud Herr und 
Adelheid Klug Personen den Vorsitz, die bereits im NS, zum Beispiel im Bund Deutscher 
Mädel (BDM), ideologisch tätig waren. Der Verein ist international gut vernetzt, um die 
Flucht von SS-Tätern ins Ausland zu organisieren. Auch hier sind Frauen in führenden 
Positionen tätig, zum Beispiel Gräfin Lili Hamilton in Stockholm, die als Vizepräsidentin 
des Vereins über viele Jahre Schweden zu einem der wichtigsten Standorte aufbaut.

Die »Stille Hilfe« galt als Ideengeber für die Gründung der »Hilfsorganisation für natio-
nale politische Gefangene und deren Angehörige e.V.« (HNG). Der 1979 gegründete Verein 
wurde 2011 verboten. Er unterstützte bundesweit rechtsextreme verurteilte Straftäter 
während und nach ihrer Haftzeit. Er galt als größte Neonazi-Organisation Deutschlands 
mit geschätzt über 1000 Mitgliedern. In der HNG engagierten sich viele Frauen, gera-
de für die psychologisch unterstützende Betreuung von Verurteilten – etwa durch das 
Schreiben von Briefen – galten sie als besonders geeignet. Der Verein kümmerte sich 

besonders um diejenigen, die 
sich gewalttätig für ihre poli-
tische Überzeugung eingesetzt 
hatten. Seit 1991 war Ursula 
Müller (Jahrgang 1933) Vorsit-
zende der Hilfsorganisation, sie 
verband politische Schulung 
und Vermittlung nationalsozi-
alistischer Ideologie (siehe un-
ten) mit der Vereinstätigkeit.

Viele Frauen, die sich im NS 
für die völkische Idee engagier-
ten, gaben ihre Ideologie auf 
Vorträgen und Veranstaltun-
gen, die von rechtsextremen 
Gruppierungen und Parteien 
in entsprechenden Schulungs-

Frauen waren auch für die NSDAP eine wichtige Zielgruppe, hier 
ein Wahlplakat zur Reichstagswahl im November 1932.

© Kieler Stadt- und Schifffahrtsmuseum

Ursula Haverbeck-Wetzel beim geschichtsrevisionistischen »Trauer-
marsch« in Bad Nenndorf, 4. August 2012. Haverbeck-Wetzel ver-
herrlicht den Nationalsozialismus.                © Recherche Nord
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zentren und Vereinsräumen organisiert 
wurden, an die nachfolgende Generation 
weiter. Mehrere rechtsextreme Führungs-
kader der vergangenen Jahrzehnte hatten 
Vorbilder und Lehrpersonen, die bereits 
im NS aktiv waren, darunter viele Frau-
en. So galt zum Beispiel Gertrud Herr, die 
bereits im NS als Ausbilderin ideologisch 
tätig war, als Ziehmutter von Jürgen Rie-
ger, einem langjährigen Multifunktionär 
der extremen Rechten und verurteilten 
Holocaustleugner.

Auch unter den Personen, die im NS 
aufgewachsen waren und dessen Ideolo-
gie nach 1945 offensiv vertraten, waren 
Frauen, die sich öffentlichkeitswirksam 
engagierten. So gründete Ursula Haver-
beck-Wetzel 1963 gemeinsam mit ihrem 
Mann die Heimvolkshochschule Collegi-
um Humanum in Vlotho. Zunächst in der 
frühen Umweltbewegung und zu esote-
rischen Themen aktiv, wendete sich der 
Verein ab 1981 völkischen Ideen zu und 
entwickelte sich zu einem zentralen Schu-
lungszentrum rechtsextremer und völki-
scher Gruppierungen. Er wurde 2008 ver-
boten. Haverbeck-Wetzel war auch leitend 

aktiv im »Verein zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des Holocaust Verfolgten«. 
Sie selbst wurde 2004 wegen Leugnung des Holocaust verurteilt.

Eine zentrale Figur der völkischen Bewegung der Ludendorffer war und ist Mathilde 
Ludendorff. Die Bewegung hat ihre Ursprünge in den 1920er Jahren, sie war in der Weima-
rer Republik und im NS eine der wichtigsten völkischen Strömungen. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg gelingt es Mathilde Ludendorff die Bewegung wieder aufzubauen und mit dem 
»Verlag Hohe Warte« ein Publikationsorgan zu schaffen. Mathilde Ludendorffs Ideologie 
ist geprägt von Antisemitismus und Rassismus. Ihre religiös-philosophischen Schriften 
bilden die Grundlage für die verschwörungstheoretisch geprägte Weltsicht der Ludendorf-
fer. Die wichtigste heutige Organisation der Sekte ist der »Bund für Gotterkenntnis (Luden-
dorff) e.V.«, an dessen Tagungen auch viele Alt- und Neonazis teilnehmen. Die jährlichen 
Feiern zu »deutschen Festen« sind besonders bei völkischen Familien beliebt.

Während man in der Geschichte der Bundesrepublik eine relative Kontinuität extrem 
rechter Gruppierungen und Parteien erkennen kann und hierin die Rolle verschiede-
ner Frauen deutlich wird, verläuft die Entwicklung in der DDR anders. Der propagierte 
Antifaschismus, die zumindest in den Anfangsjahren konsequente Entnazifizierung und 
gesellschaftliche Strukturen, die sich in Richtung Diktatur entwickelten, machten es für 
Anhänger/-innen des NS schwer, sich aktiv politisch in der sowjetischen Besatzungszone 

und der DDR zu engagieren. Es gibt wenig Wissen über Personen und Strukturen, die 
für die Zeit der 1950er bis 1970er Jahre als rechtsextrem bezeichnet werden können. 
Dementsprechend lassen sich kaum Aussagen über das Wirken von Frauen in diesem 
Bereich treffen.

Festzustellen ist jedoch, dass nationalsozialistisches Gedankengut nicht verschwun-
den war. In halböffentlichen und privaten Räumen wie in Kneipen oder im familiären 
Kreis wurden diese Meinungen durchaus geteilt, völkisch-nationales Denken war öffent-
lich sichtbar in Hakenkreuzschmierereien, Schändungen jüdischer Friedhöfe aber auch 
bei Fußballspielen. Bei der Weitergabe der politischen Ideologie an die nachfolgenden 
Generationen spielten auch die Großmütter eine wichtige Rolle.22 Viele Personen, die sich 
in den 1980er Jahren in rechtsextremen Gruppierungen organisierten, waren durch posi-
tive Erzählungen über den NS von Großeltern oder anderen älteren Personen ideologisch 
vorbereitet oder einsozialisiert.

Die rechtsextreme Jugendkultur, die sich zu Beginn der 1980er Jahre in der DDR ent-
wickelt, war gewalttätig und durchaus ideologisch geschult. Die Gewalt richtete sich 
gegen Vertragsarbeiter_innen, linke Jugendliche, Punks, gegen Jüdinnen und Juden, 
 Homosexuelle. Auch in staatlichen Institutionen, wie der Nationalen Volksarmee wur-
den »neofaschistische« Handlungen und Haltungen sichtbar. Mitte der 1980er Jahre wur-
den staatliche Stellen auf das Problem aufmerksam. Das Innenministerium gründete bei 
der Kriminalpolizei eine »Arbeitsgruppe Skinhead«. Die Gruppe wurde mit einer Studie 
beauftragt und sollte untersuchen, in welchem Ausmaß es »faschistische« Gruppierun-
gen gab und welche Motive die Akteur/-innen bewegten.23 Die Ergebnisse wurden auf-
grund ihrer Deutlichkeit und Brisanz nicht öffentlich und auch intern unter Verschluss 
gehalten. Seit dem politischen Umbruch 1989 sind sie einsehbar und bilden eine der we-
nigen Quellen zu dem wenig beleuchteten Thema. In der Studie wird davon ausgegangen, 
dass in der rechtsextremen Jugendkultur von Beginn an Frauen vertreten sind, deren 
Anteil durchschnittlich 20 Prozent betrage. Die Gruppierungen werden als hierarchisch 
beschrieben, zudem folgen Männer und Frauen einem rigiden geschlechtsspezifischen 
Rollenverhalten. Die Autoren der Untersuchung beschreiben, dass die weiblichen Grup-
penmitglieder »nur selten auffallen«. Bernd Wagner, Leiter der Untersuchung, stellt das 
vielfältige Engagement von Frauen in der Szene und deren ideologische Überzeugung 
heraus: Nicht selten waren sie diejenigen, die logistische Aufgaben übernahmen und in 
propagandistischen Argumentationen gefestigt waren. So traten Frauen bei Verhören 
als Zeuginnen zugunsten der Beschuldigten in Erscheinung. Grundsätzlich jedoch bilde-
ten weibliche Beschuldigte eher die Ausnahme. Die Studie deutet an, dass das Wirken 
rechter Frauen unterschätzt wurde: »In Betracht zu ziehen ist, dass der durch weibliche 
Personen erbrachte Umfang an Unterstützung für Skinhead- und Fascho-Gruppierungen 
während der letzten 3 Jahre größer war als angenommen«.

In der Studie wird eine Entwicklung beschrieben, die zwei Dekaden später in voller 
Ausprägung zu erkennen ist: So würden sich Mitglieder der Neonazi-Gruppen zum Ende 
der DDR bemühen, nicht als gewalttätig aufzufallen. Im Vordergrund stehe, die Nach-
bar_innen anzusprechen und für die eigene Sache zu gewinnen. Dass hierbei den Frauen 
generell, der Familie im Besonderen eine signifikante Rolle zukommt, lässt sich erahnen: 
»Am 1. Mai 1990 versammelten sich 80 bis 100 Leute im Hause, kurzgeschorene Skins, 
junge Frauen, ein Krabbelkind gar«.24

Mathilde Ludendorff vertrat eine völkisch-antisemiti-
sche Ideologie, die sie religiös-philosophisch begründe-
te. Die Sekte der Ludendorffer folgt dieser Weltan-
schauung heute noch.

© Sammlung Ulrich Prehn
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2. Frauen in Gruppierungen 
der extremen Rechten nach 1989

Naemi Eifler, Heike Radvan

»Wir haben in dem Sinne kein Frauenbild. Jede Frau kann bei uns machen, was sie will. 
Wie gesagt, bei uns sind die meisten berufstätig, und ich studiere, und ich möchte auch 
nicht, wenn ich mit meinem Studium fertig bin, dann die Hausfrau spielen, die zu Hause 
am Herd steht und den ganzen Tag kocht. Jede Frau soll ihr Leben so bestimmen, wie 
sie es möchte. Ich weiß auch noch nicht, ob ich unbedingt Kinder haben möchte oder 
nicht.«25

Dieses Zitat aus dem Jahr 1993 zeigt, dass sich die Rollen und Funktionen, die Frauen 
in extrem rechten Gruppierungen einnehmen (können), ausgeweitet und ausdifferen-
ziert haben. Auch wenn die traditionelle Vorstellung, derzufolge Frauen für Familie und 
Kindererziehung zuständig sind, nach wie vor in rechtsextremen Gruppen (ähnlich wie 
in vielen Teilen der Mehrheitsgesellschaft) dominiert, sind Frauen in den verschiedens-
ten Bereichen aktiv. Die damit verbundenen Möglichkeiten werden durchaus als Attrak-
tionsmoment gesehen, viele junge Frauen wenden sich diesen Gruppierungen zu, da sie 
hier aktionistisch und politisch tätig sein können und für sie attraktive lebensweltliche 
Angebote (wie Musik oder peer group) finden. 

Neben traditionellen Orientierungen an der Mutterrolle und Familie finden sich »mo-
dernisierte« Lebensentwürfe, in denen sich rechtsextreme Frauen neben der häuslichen 
Sphäre selbstverständlich in den öffentlichen Bereich der Politik einbringen und dort 

 eigene Ziele vertreten. Dementsprechend besetzen Mädchen und Frauen innerhalb 
rechtsextremer Szenen verschiedenste Positionen. Sie sind »Mitläuferinnen« oder auch 
als Kader in Führungspositionen tätig. Sie engagieren sich genauso selbstverständlich 
für rechtsextreme Parteien in der Kommunalpolitik wie sie als Betreiberinnen subkul-
tureller Szenetreffpunkte oder als Skingirl auffallen. In ihrer Betätigung als sogenannte 
Anti-Antifa-Aktivistin sind sie durchaus sehr gewaltbereit; strategisch setzen sie auf ihre 
weitgehende Unauffälligkeit als weibliche Vertreterinnen einer zunächst mit martiali-
schen Männern in Verbindung gebrachten Szene; als Musikerin oder Autorin erfahren 
sie Zuspruch von weiten Teilen der Szene. 

Bereits seit den 1990er Jahren lässt sich beobachten, dass zunehmend mehr Frauen 
Teil rechtsextremer Gruppierungen werden und hier aktiv sind. Renate Bitzan verweist 
darauf, dass der Frauenanteil in rechtsextremen Parteien bis zu 20% beträgt. In Kame-
radschaften und rechtsextremen Cliquen organisieren sich anteilig 10-33% Frauen. Bei 
Wahlen stammen etwa ein Drittel der Stimmen für rechtsextreme Parteien von Frauen. 
Hinsichtlich der menschenfeindlichen, rassistischen Einstellungen generell unterschei-
den sich Männer und Frauen kaum, sie sind ebenso rassistisch und antisemitisch. Einen 
signifikanten Unterschied gibt es bei rechtsextremen Gewaltstraftaten, sie werden zu 
90% von Männern verübt.

Die Erziehungswissenschaftlerin Dr. Esther Lehnert stellt fest, dass es »seit 2000 eine 
Zunahme von Frauengruppierungen gibt, die sich untereinander organisieren mit dem 
Ziel, Frauen nach vorne zu bringen«.26 Es entstehen Frauenstrukturen und die Betäti-
gungsfelder erweitern sich. Zu verweisen ist auf die elitäre Gemeinschaft deutscher Frau-
en (GDF) und die Frauenorganisation der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands 
(NPD), den Ring Nationaler Frauen (RNF) sowie auf eine Vielzahl an kameradschaftsähn-
lichen Gruppierungen, die über eine bestimmte Zeit existieren, wie der Skingirlfreundes-
kreis Deutschland, der Mädelring Thüringen oder die Düütschen Deerns. Das Forschungs-
netzwerk Frauen und Rechtsextremismus beobachtet und analysiert diese Entwicklung 
seit 2000 und spricht von einer Vielzahl verschiedenster Frauen- und Mädchengruppen, 
die es im Verlauf der vergangenen zwei Dekaden gegeben hat. Um die verschiedenen 
Strukturen aber auch Positionen und Wirkungsbereiche rechtsextremer Frauen genauer 
zu vermitteln, stellen wir im Folgenden ausgewählte Bereiche konkreter vor.

Rechtsextreme Frauen im sozialen Bereich
Seit mehreren Jahren ist zu beobachten, dass Frauen aus der NPD und ihrem Umfeld in 
soziale Berufe gehen und hier tätig sind. Diese Entwicklung ist kein Zufall: Bereits 1998 
plädiert Udo Voigt, damaliger Vorsitzender der NPD generell dafür, dass die Partei sich 
sozialen Themen zuwendet.27 Der NPD-Kader Stefan Köster ruft 2006 die Parteimitglie-
der auf, sich »im bundesrepublikanischen Alltag« einzubringen und sich in einer »örtli-
chen Bürgerinitiative, in einem Sportverein, der Freiwilligen Feuerwehr oder anderen 
überparteilichen Organisationen«28 zu engagieren. Im Zuge der angestrebten politischen 
Neuausrichtung fand im Raum Kaiserslautern 1996 ein Frauenkongress statt, der zum 
Ziel hatte, Frauen aus dem NPD-Umfeld zu diesem Thema zusammenzuführen. Diese Ent-
wicklung scheint erfolgreich, neben Kindertagesstätten, Schulen, Jugendzentren, Sport-
vereinen, hauptamtlicher und ehrenamtlicher Tätigkeit betrifft das – so die aktuellen 
Beobachtungen in der Praxis – auch Einrichtungen der Alten- und Krankenpflege.

Straf- und
Gewalttaten:
bis zu 10 % 

Parteien: 
ca. 20 %

Kameradschaften, 
Organisationen, Cliquen: 

ca. 10-33 % 

Wahlen: 
ca. 33 % 

Einstellungen:
ca. 50 % 

Die Pyramide zeigt die Beteiligung von Mädchen und Frauen im modernen 
Rechts extremismus.               © Renate Bitzan 2012
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Das Vorgehen der rechtsextremen Frauen lässt sich in diesen Bereichen oft als strate-
gisch beschreiben. Es geht darum, Vertrauen zu gewinnen, Beziehungen zu knüpfen, 
Normalität herzustellen. Und darum, Neonazis als sozial engagiert, zuvorkommend und 
politisch unauffällig darzustellen. Udo Voigt stellt 2010 fest: »Der von mir vor über zehn 
Jahren geforderte kommunale Unterbau nimmt nun Gestalt an«.29 

In den pädagogischen und sozialen Einrichtungen sind Fachkräfte mit dieser Entwick-
lung konfrontiert: Oft fällt es im Team über längere Zeit nicht auf, dass eine Kollegin 
sich rechtsextrem engagiert. So wird die kommunale Kindertagesstätte in Lüneburg 2010 
nicht zuletzt durch einen Artikel in der tageszeitung darauf aufmerksam, dass mit Birk-
hild T. eine Person in der Einrichtung tätig ist, die sich in Mecklenburg Vorpommern 
für die NPD unter anderem auf Kinderfesten engagiert, ihre Kinder in die mittlerweile 
verbotene Organisation Heimattreue Deutsche Jugend (HDJ) schickt und mit Andreas T. 
verheiratet ist, verurteilt wegen Körperverletzung und Wegbegleiter von NPD-Führungs-
kadern.30 Die arbeitsrechtliche Auseinandersetzung verläuft schwierig, erst drei Jahre 
später beendet ein Auflösungsvertrag die Anstellung. Auch das Team eines Jugendzent-
rums in Nordrhein-Westfalen ist überrascht, als sie 2007 feststellen, dass die neue Kol-
legin am Wochenende auf einer NPD-Demonstration marschiert.31 Iris Niemeyer galt als 
nette Kollegin. Dass sie diese Tätigkeit sehr strategisch angenommen und ausgeübt hatte, 
darauf deuten ihre Aussagen. So vertritt sie sehr direkt rechtsextreme Ideologie, kämpft 
für die »Rückführung von Ausländern« und fragt im Interview mit der Berliner Zeitung in 
2012: »Warum nicht infrage gestellt werden darf, ob in Auschwitz überhaupt Juden um-
gekommen sind?«32 Gleichzeitig sagt sie über ihre Tätigkeit im Jugendzentrum: »Meine 
politische Haltung war meinen Kollegen nicht bewusst, ich hielt die Offenbarung meiner 
Einstellung auch nicht für notwendig«.33 

Hannah Schirrmacher propagiert 2010 in der NPD-Zeitung Deutsche Stimme (DS) »Er-
ziehung als nationale Aufgabe« und fragt, wie »die Erziehungswissenschaft für unsere 
Zukunft« genutzt werden kann.34 Lehrende an Fachschulen, Universitäten und Fachhoch-
schulen beobachten dieses Phänomen und fordern ein, dass es hierzu eine kritische Aus-
einandersetzung unter den Verantwortlichen der verschiedenen Bereiche geben muss. 
Oft werden Studierende mit ihren rechtsextremen Einstellungen und ihrem diesbezügli-
chen Engagement von Mitstudierenden, aber auch von Lehrenden übersehen. So machen 
antifaschistische Strukturen Ende 2013 öffentlich darauf aufmerksam, dass Maria Fank 

Für soziale Einrichtungen entsteht in solch einer Situation Handlungsdruck: so 
muss eine Auseinandersetzung im Team über die weitere Zusammenarbeit mit der 
Kollegin geführt werden. In der Praxis scheint es durchaus nicht selbstverständ-
lich, dass Kolleg_innen dies übereinstimmend ausschließen. Hier bedarf es einer 
Auseinandersetzung und Positionierung in Richtung einer professionsbezogenen 
Menschenrechtsorientierung. Gleichzeitig stellen sich auf Seiten des Trägers ar-
beitsrechtliche Fragen nach einer möglichen Kündigung. Die Fachstelle Gender und 
Rechtsextremismus berät Einrichtungen bei der Entwicklung eines demokratischen 
Leitbildes, ein Instrument, das in beiden Fällen wirksam hilft. 

Pfingstlager der 2009 verbotenen Heimattreuen Deutschen Jugend , hier im Mai 2007. Kinder und Jugendliche 
wurden systematisch mit nationalsozialistischer Ideologie indoktriniert, u.a. beim nächtlichen Fahneneid und 
Luftgewehrschießübungen.         © Recherche Nord

Maria Fank auf dem Rechts-Rock-Festival »Rock für Deutschland« in Gera am 6. Juli 2012. Sie spricht hier über 
die Rolle von Frauen in Familie und Gesellschaft, derzufolge Frauen von Natur aus für die Erziehung der Kin-
der verantwortlich seien.               © Martin Juen

Es bedarf einer Auseinandersetzung an Ausbildungseinrichtungen, wie mit Studie-
renden umgegangen wird, die sich rechtsextrem engagieren. Auch hier berät die 
Fachstelle Gender und Rechtsextremismus im Sinne der Entwicklung eines demo-
kratischen Leitbildes und der offensiven Auseinandersetzung mit dem Problem. 
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in Berlin eine Ausbildung zur Sozialassistentin absolviert. Sie hat gute Verbindungen zur 
militanten Naziszene, ist im Bundesvorstand des RNF tätig und hetzt gegen neue Flücht-
lingsunterkünfte, gegen Schwarze und Homosexuelle.35 

In verschiedenen Regionen der Bundesrepublik bringen sich in den vergangenen Jah-
ren rechtsextreme Frauen gezielt in Elternvertretungen von Kindergärten und Schulen 
ein und lassen sich in Ämter wählen. Auch hier ist es oft schwierig, die Frauen mit ihren 
rechtsextremen Positionen zu erkennen und einen Umgang mit ihnen zu erarbeiten. Oft 
versuchen die Frauen in einem ersten Schritt, Vertrauen zu den anderen Eltern aufzu-
bauen, etwa durch das Engagement für den Wiederaufbau des Spielplatzes oder durch 
Kuchenbacken für ein Kinderfest. In einem zweiten Schritt bringen sie dann ihre Ideolo-
gie sehr gezielt ein und plädieren zum Beispiel dafür, Bilder von der Wand zu entfernen, 
auf denen migrantische Kinder zu sehen sind. Stella Hähnel, geboren Palau, besuchte 
bis zum Frühjahr 2007 regelmäßig ein Familienzentrum im Umland von Berlin und half 
beim ehrenamtlichen Familiencafé. Zunächst blieb unerkannt, mit wem man es zu tun 
hatte. Als die Mitarbeiterinnen in einer Lokalzeitung von einer Stella Hähnel als Presse-
sprecherin der NPD lesen, werden sie hellhörig und konfrontieren ihre ehrenamtliche 
Mitarbeiterin damit. So beginnt eine der ersten öffentlichen Auseinandersetzung mit 
dem Thema ehrenamtliches pädagogisches Engagement von rechtsextremen Frauen. Bei 
Frau Hähnel handelt es sich um eine rechtsextreme Multifunktionärin, unter anderem 
war sie Mitgründerin der Organisation RNF, engagiert sich als sympathische Nachbarin 
dafür, neue Mitglieder für die NPD zu gewinnen und ist aktiv in der GDF.36 Deutlich wird 
bereits hier, dass rechtsextreme Frauen sehr unterschiedliche Möglichkeiten haben, die 
rechtsextreme Ideologie voran zu treiben. Und dass sich hierfür auch besonders Berei-
che und Orte eignen, die gemeinhin als »weiblich« und »unpolitisch« gelten.

Kaderfrauen, Kommunalpolitikerinnen, Vordenkerinnen
Darüber hinaus engagieren sich rechtsextreme Aktivistinnen für eine Vielzahl von 
Themen und besetzen sie aus Perspektive der rechtsextremen Ideologie. Sie treten auf 
Aufmärschen als Rednerinnen auf, schreiben Artikel in einschlägigen Printmedien oder 
verbreiten ihre Ideologie online. Als Kaderfrauen haben sie Einfluss auf die Bewegung 

und die Entwicklung der Inhalte. Die aufgegriffenen Themen sind breit gefächert: Kinder 
und Erziehung, Mutterschaft, Bildung, Kultur, sexueller Missbrauch, Gesundheit/Natur-
heilkunde, Brauchtum, Kampf gegen die Gleichstellung der Geschlechter, gegen Gender 
Mainstreaming, Gender Studies und gegen Homosexualität, nationalistische Geschichte. 
Weibliche Neonazis besetzen neue Themen oft aus einer vermeintlich »weiblichen Sicht« 
und versuchen auf diese Weise, Personen zu gewinnen, die sich bislang nicht für diese 
Weltsicht interessiert haben. Gut erkennbar wird diese Strategie bei der Instrumentali-
sierung des Themas sexueller Missbrauch. 

Rechtsextreme Kaderfrauen gibt es in den verschiedensten Gruppierungen, sowohl in 
militanten Strukturen oder in Zirkeln der Neuen Rechten als auch in parteinahen Grup-
pierungen. Letztere sind insbesondere bemüht, als bürgerlich und unauffällig zu gelten. 
NPD-Frauen engagieren sich in Landes- und Kommunalparlamenten. Sie versuchen hier, 
an Themen und politische Aufgaben so anzuschließen, dass ihre rechtsextreme Ideologie 
Anschluss findet. Oft scheint es für Abgeordnete der demokratischen Parteien nicht ein-
fach, die Intention von NPD-Frauen im Blick zu behalten: NPD-Frauen, wie beispielsweise 
Marianne Pastörs, gehen oft sehr strategisch damit um, dass sie als freundlich, zuge-
wandt und engagiert wahrgenommen werden. Sie versuchen, Kontakte und Koalitionen 
zu schließen und ihre politischen Ziele langfristig umzusetzen. Rechtsextreme Frauen 
finden wir also auch in Bereichen, die immer noch stark »männlich« konnotiert sind. 
Interessant ist hieran, dass rechtsextreme Frauen auch hier auf vermeintlich »weibliche 
Strategien« zurückgreifen.

Im Fokus der stellvertretenden bayerischen Landesvorsitzenden der NPD, Sigrid Schüßler, steht die Förderung 
des »Kinderreichtums«. Dass damit nur Kinder gemeint sind, die ihren rassistischen Vorstellungen entspre-
chen, wird im Slogan »Frei statt bunt« deutlich.          © Presseservice Rathenow

Die netten Frauen von 
 nebenan? Gitta Schüßler, 
sächsische NPD-Landtags-
abgeordnete,  Katharina 
 Becker (NPD Niedersach-
sen) und Judith Rothe (NPD 
Sachsen-Anhalt) sind die 
 Initiatorinnen der NPD- 
nahen Frauenorganisation 
»Ring Nationaler Frauen«. 
Hier bei der Gründungsver-
sammlung am 16. Septem-
ber 2006 in  Sottershausen.

© Recherche Nord
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Autonome Nationalistinnen, militante Frauen
Neben den engagierten rechtsextremen Frauen in »weiblichen« Bereichen wie Sozial-
arbeit und Nachbarschaft und rechtsextremen Frauen mit »weiblichen« Strategien in 
»männlichen« Bereichen wie Politik sind wir darüber hinaus mit rechtsextremen Frauen 
konfrontiert, die offen gewalttätig sind und damit klar von üblichen Weiblichkeitsvor-
stellungen abweichen. Sie erweisen sich oft als nicht weniger gewaltbereit als Männer. 
Jüngere als auch ältere Frauen organisieren sich in militanten Gruppierungen wie den 
Autonomen Nationalisten oder in Mädelkameradschaften. Sie treten sehr gewaltbereit 
und gewalttätig auf und marschieren selbstbewusst auf Aufmärschen in der ersten Rei-
he. Hier zeigt sich: Die Modernisierung der gesamten Gesellschaft hat Einfluss auf die 
extreme Rechte: So setzten sich im Mädelring Thüringen junge Frauen für einen »Na-
tionalen Feminismus« ein. Sie diskutierten mit den »Kameraden«, ob sich Frauen bei 
Aufmärschen in gewalttätigen Situationen beteiligen dürften, welche Positionen Frau-
en in den gemischtgeschlechtlichen Gruppen einzunehmen hätten und ob sie zu gleichen 
Anteilen wie Männer politische Mandate und Führungspositionen einnehmen könnten. 
Mittlerweile ist die Homepage der Gruppe geschlossen.

Rechtsextreme Frauen, die sehr bewusst in männlich besetzte Räume vorstoßen und 
sich – im Gegensatz zu unseren vorheri-
gen Beispielen – in diesen aggressiv, pro-
vozierend und gewalttätig gerieren, sind 
im Rechtsextremismus eindeutig in der 
Minderheit (wie auch in vielen demokrati-
schen gesellschaftlichen Bereichen). Aber 
es gibt sie und wir müssen festhalten, dass 
es indessen auch im Rechtsextremismus 
Angebote für Frauen und Mädchen gibt, 
sich offen »männlich« zu verhalten – ohne 
dass damit ihre Geschlechtszugehörigkeit 
in Frage steht. 

Bei der bisherigen Ausdifferenzierung 
ist uns sehr bewusst, dass diese sche-
matisch bleiben muss. Es gibt sehr wohl 
rechtsextreme Frauen, die sich im Laufe ih-
rer Sozialisation in der Szene in ganz unter-
schiedlichen Bereichen wieder finden: von 
der gewalttätigen jungen Straßenkämpfe-
rin zur engagierten rechtsextremen Mut-
ter, die sich ehrenamtlich im Elternbeirat 
betätigt oder als Frau kommunalpolitisch 
tätig ist. Es gibt ebenso Frauen, die an den 
Wochenenden an gewaltförmigen Aufmär-
schen teilnehmen und unter der Woche 
sehr eifrig und unauffällig ihrem Studium 
nachgehen.

Rechtsextreme Frauen machen Musik, 

erwerben sich einen Ruf als Liedermacherin und verbreiten darüber ihre Ideologie.37 

Oder sie sind als Szeneanwältinnen tätig wie Gisela Pahl. Regelmäßig vertritt sie Füh-
rungspersonen, zum Beispiel den angeklagten mutmaßlichen Unterstützter des NSU, 
Ralf Wohlleben. Unter dem Pseudonym Gisela Sedelmaier veröffentlicht sie 1992/1993 
eine Ratgeberbroschüre mit Verhaltensregeln für Demonstrationen, Hausdurchsuchun-
gen oder Zeugenaussagen. Nicht zuletzt wollen wir auch noch auf die Riege der »Alt-
Nazi-Frauen« hinweisen, die die Szene über Jahrzehnte ideologisch prägen. So war zum 
Beispiel Ursula Müller, langjährige Vorsitzende der seit 2011 verbotenen HNG, in den 
1980er Jahren Vorsitzende der »Deutschen Frauenfront« (DFF) und Mitgründerin der »NS 
Kampfgruppe Mainz«.38 
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3. Rechtsterroristinnen in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland

Ulrich Overdieck

Die Leerstelle bei der Betrachtung von 
Frauen in der Geschichte lässt sich 
auch in der mangelnden Wahrneh-
mung der Rolle von Frauen in rechts-
extremen Strukturen und rechts-
terroristischen Gruppierungen in 
Deutschland nach 1945 wiederfinden.

Während beispielsweise die Frau-
en der linken »Rote Armee Fraktion« 
(RAF) noch vielen im Gedächtnis sein 
mögen, gilt dies für Rechtsterroristin-
nen in deutlich geringerem Maß. Be-
ate Zschäpe ist jedoch nicht die erste 
Rechtsterroristin in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland. Im 
Zusammenhan g mit fast allen rechts-
extremen Gruppierungen und Seg-
menten der rechtsextremen Szene ha-
ben rechtsextreme Frauen mitgewirkt 
und tun das noch heute – wenngleich 
sie sich oft im Hintergrund hielten 
und halten. Das gilt auch für rechts-
terroristische Strukturen.

Zu Beginn der 1980er Jahre gab es 
in der »alten« Bundesrepublik eine 
Welle rechtsterroristischer Anschläge 
mit bis zu 20 Todesopfern bis 1982.1 

Die Beteiligung rechtsextremer Frauen bei den für diese Taten verantwortlichen Organi-
sationen soll im Folgenden am Beispiel der »Deutschen Aktionsgruppen« (DA), der »Volks-
sozialistischen Bewegung Deutschlands« (VSBD) und der »Wehrsportgruppe Hoffmann« 
(WSG Hoffmann) nachgezeichnet werden. Als jüngeres Beispiel dient abschließend die 
»Schutzgruppe« der »Kameradschaft Süd« aus München.

Frauen bei den »Deutschen Aktionsgruppen« (DA)
Die »Deutschen Aktionsgruppen« verübten im Jahr 1980 sieben Brand- und Sprengstoff-
anschläge, die zumeist antisemitisch oder rassistisch motiviert waren. Ihr Anführer war 
der Anwalt Manfred Roeder, der einen kleinen Kreis Gleichgesinnter um sich versam-
meln konnte. Auffällig war bei dieser Gruppierung unter anderem, dass es ihr gelang, 
nicht unbeträchtliche Geldsummen mithilfe vieler Spender/-innen zu akquirieren.2 

In der Publikation »Kommando«, herausgegeben von der 
rechtsextremen »Wehrsportgruppe Hoffmann« wird aktiv 
um die Teilnahme von Frauen geworben. 

© Repro apabiz e.V.
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Die DA werden in der Wissenschaft oft als einzige rechtsterroristische Vereinigung die-
ser Zeit beschrieben, die auch weibliche Mitglieder hatte.3 Der Soziologe Friedhelm Neid-
hardt kommt bei seiner Untersuchung auf Grundlage von Daten über 51 Rechtsterrorist/-
innen bis zum Jahr 1980 auf einen Gesamtanteil von Frauen von immerhin 10%, der 
ausschließlich wegen der Frauen der DA erreicht wurde.4 Diese seien jedoch »erkennbar 
patriarchalisch annektiert, nämlich als Freundin, Braut, Tochter oder Ehefrau« in Erschei-
nung getreten und hätten bei den DA dementsprechend »im wesentlichen nur ausfüh-
rend und unterstützend«5 agiert. Auch wenn als unstrittig gelten kann, das die Führung 
der DA Männer innehatten – an erster Stelle ist Manfred Roeder, an zweiter Stelle der 
Arzt Heinz C. zu nennen – scheint die Rolle von Frauen bei den DA einer genaueren Be-
trachtung wert.

Die meisten Taten der DA wurden unter wesentlicher Beteiligung von Sibylle V. verübt, 
die eine zentrale Rolle in der Gruppierung einnahm.6 Dies gilt auch für den schwerwie-
gendsten Anschlag der DA, eine Brandstiftung auf ein Wohnheim in Hamburg am 22. Au-
gust 1980, bei dem die Vietnamesen Ngoc Nguyen und Anh Lan Do ermordet wurden. Aus-
gegebenes Ziel der Gruppierung war es, »Deutschland von den Ausländern zu befreien«7.

Sibylle V. wurde 1956 als Tochter eines Arztehepaares in Flensburg geboren, legte 
1975 ihr Abitur ab, erlernte den Beruf der Radiologie-Assistentin und arbeitete in einem 
Krankenhaus in Hamburg.8 Über ihre Arbeitskollegin Gabriele C. kam sie in Kontakt 
mit rechtsextremer Ideologie und lernte zunächst deren Vater Heinz C. und später Man-
fred Roeder kennen. Auch Gabriele C. beteiligte sich an den Vorbereitungen zu einem 
Sprengstoffanschlag der DA auf eine Schule in Hamburg, bei dem zwei zufällig vorbei-
kommende Krankenschwestern verletzt wurden.9

Gertraud R., die Ehefrau Roeders, nahm zwar nicht an terroristischen Aktivitäten teil, 
verwaltete jedoch einen rechtsextremistischen Verein und – hiermit verbunden – das er-
wähnte Spendenaufkommen, auf das die DA zurückgreifen konnte. Sie tat dies vor allem 
während der Zeit, in der ihr Ehemann sich im Ausland aufhielt, um sich dem Zugriff der 
Polizei zu entziehen und während seiner Zeit in Haft.10

Am 1. September 1980 gelang der Polizei in einer Großaktion die Festnahme des vier-
köpfigen Kerns der DA sowie von 12 Unterstützer/-innen.11 Wegen Gründung einer terro-
ristischen Vereinigung wurde Manfred Roeder im Jahr 1982 zu einer Freiheitsstrafe von 
13 Jahren verurteilt, jedoch bereits am 15. Februar 1990 wegen einer günstigen Sozialpro-
gnose entlassen. Sibylle V. wurde wie weitere Mitglieder der DA zu einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe verurteilt. Nachdem sie acht Jahre ihrer Strafe in Stuttgart-Stammheim 
verbüßt hatte, wurde sie schon 1988 auf freien Fuß gesetzt.12 Das »erschreckend naive«13 
Auftreten von Sibylle V. vor Gericht, der für viele Beobachter_innen offenbar lächerlich 
anmutende Briefverkehr innerhalb der Gruppe und »schwülstige«14 Tagebucheinträge 
des Liebespaars Manfred Roeder und Sibylle V. prägen das mediale Bild, das bezüglich 
der Geschlechterverhältnisse bei den DA gezeichnet wurde. Bereits in der Anklageschrift 
wurde Sibylle V. als Roeder gegenüber »geistig und sexuell hörig«15 beschrieben – vor 
Gericht gab die Angeklagte an, diesem »verfallen«16 gewesen zu sein und daher die Taten 
begangen zu haben. Dies passte zu Weiblichkeitsvorstellungen, in denen Frauen als Se-
xualobjekte angesehen und nicht ernst genommen werden. Die Höhe der tatsächlich zu 
verbüßenden Strafe scheint das Auftreten von V. vor Gericht und insbesondere die Wahr-
nehmung dieses Auftretens durch Presse und Justiz jedenfalls nicht gesteigert zu haben.

Eine Frau im bewaffneten Kampf von Mitgliedern der »Volkssozialistischen 
Bewegung Deutschlands« (VSBD)
Die mit vollständigem Titel »Volkssozialistische Bewegung Deutschlands/ Partei der Ar-
beit« (VSBD/PdA) genannte rechtsextreme Organisation wurde am 17. Juni 1971 von dem 
mittlerweile verstorbenen Neonazi Friedhelm Busse gegründet und am 24. Januar 1982 
mitsamt ihrer Jugendorganisation »Junge Front« vom Bundesinnenminister als verfas-
sungsfeindliche Organisation verboten.17 Am 24. Dezember 1980 hatte ein VSBD-Mitglied 
bei einem illegalen Grenzübertritt zwei Beamte des Schweizer Grenzschutz getötet und 
danach Selbstmord begangen. Er war vermutlich beim Waffenschmuggel überrascht 
worden.

Im Vorfeld eines geplanten Banküberfalls in Rennerod kam es am 20. Oktober 1981 
in München-Waldperlach zu einer Schießerei zwischen fünf VSBD-Mitgliedern und der 
Polizei. Hierbei wurden zwei der Rechtsextremen getötet und ein Polizist lebensgefähr-
lich verletzt.18 Im Rahmen der anschließenden Fahndung nach der unter der Bezeich-
nung »Kommando Omega« auftretenden Gruppe wurde mit Christine H. noch im sel-
ben Jahr auch eine 23-jährige Frau von einer Antiterroreinheit in Belgien festgenommen 
und nach Deutschland ausgeliefert. Eine Anklage als »terroristische Vereinigung« (nach 
§129a) wurde fallen gelassen, obwohl hierfür einige Anhaltspunkte vorlagen.19 Die be-
reits wegen Volksverhetzung und Sachbeschädigung vorbestrafte H. erhielt letztlich eine 
sechsjährige Gefängnisstrafe – unter anderem für ihre Beteiligung an einem weiteren 
Banküberfall, bei dem sie den Fluchtwagen fuhr. Die 1959 in Lüneburg geborene Rechts-
extreme distanzierte sich in der Haft vom Rechtsextremismus und verfasste später ein 
Buch über ihren Ausstieg.20

Frauen im Umfeld der »Wehrsportgruppe Hoffmann« (WSG Hoffmann)
Auch die nach ihrem Anführer Karl-Heinz Hoffmann benannte »Wehrsportgruppe Hoff-
mann« wurde nie juristisch als »terroristische Vereinigung« eingestuft. Von ihren (ehe-
maligen) Mitgliedern und aus ihrem Umfeld heraus wurden jedoch in den frühen 1980er 
Jahren mehrere Mordtaten von terroristischer Qualität verübt21, die von der Justiz letzt-
lich nur verschiedenen – ausnahmslos männlichen – »Einzeltätern« angelastet wurden.22

Nach ihrer Gründung wurde die WSG Hoffmann ab 1974 zunehmend in der Öffentlichkeit 
bekannt und avancierte schnell zu einem »kontrovers diskutierten Medienereignis«23. 
Die paramilitärischen Wehrsportübungen der 400-600 Personen umfassenden rechtsex-
tremen Gruppierung galten insbesondere in einigen konservativen Kreisen zunächst als 
eine überwiegend harmlose »Spinnerei«. Am 30. Januar 1980 erließ der Bundesinnenmi-
nister dennoch das Verbot der Vereinigung, die bis zu diesem Zeitpunkt den bewaffneten 
Kampf übte und eine »Vorstufe« zum Terrorismus wohl bereits erreicht hatte.24

In die WSG Hoffmann wurden vor ihrem Verbot sowohl in ihren Anfangsjahren, als 
auch wieder ab 1979 Frauen erklärtermaßen als Mitglieder aufgenommen. Hoffmann 
wollte Frauen »gleichberechtigt an den Wehrsport«25 heranführen. Seine Auffassung un-
terschied sich hiermit klar von anderen Gruppen aus dem neonazistischen Spektrum, 
die eine traditionelle Frauenrolle postulierten.26

Den zwischenzeitlichen »Einstellungsstopp« von Frauen begründete Hoffmann in der 
WSG-Postille »Kommando« in typisch rechtsextremer Diktion damit, dass »bei den dama-
ligen Bewerberinnen [...] die menschlich charakterliche Eignung in Bezug auf moralische 
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Standfestigkeit und Durchhaltevermögen in psychologischen Streßsituationen [...] nicht 
in ausreichendem Maße gegeben« gewesen sei.27 Später seien jedoch »richtig motivierte 
Kameradinnen« aufgefallen, die »durch Härte und Anpassungsfähigkeit« überzeugt hät-
ten.28 Ab 1979 sollen Frauen »voll in die aus Männern bestehenden Gruppen integriert 
werden« und wichtige Rollen »bei der Beschaffung von Aufklärungsergebnissen«, sowie 
bei »Veranstaltungen und Feierlichkeiten« spielen.29 Um die weibliche rechtsextreme 
Zielgruppe wurde von der WSG Hoffmann in ihrer Publikation »Kommando« somit re-
gelrecht geworben – der Erfolg dieser Bemühungen lässt sich jedoch nicht leicht beur-
teilen.30

Nach dem Verbot seiner Organisation baute Hoffmann mit Unterstützung der paläs-

tinensischen Fatah im Libanon die etwa 15-köpfige paramilitärische Gruppe »WSG Aus-
land« auf, die vorwiegend aus ehemaligen Mitgliedern der WSG Hoffmann bestand und 
bereits Anschläge auf Personen und Einrichtungen in der Bundesrepublik und im Nahen 
Osten geplant haben soll. Nach der Rückkehr aus dem Libanon wurden Hoffmann und 
seine damals 35-jährige Lebensgefährtin und spätere Ehefrau Franziska B. jedoch sofort 
festgenommen.31 Letztere war offenbar als eine Art Statthalterin in der BRD verblieben 
und stellte laut früheren WSG-Mitgliedern das Bindeglied zwischen dem Libanon und 
Deutschland dar.32 B. war »finanzieller und organisatorischer Rückhalt der WSG« und 
finanzierte laut der Staatsanwaltschaft Nürnberg in den Jahren 1979-1980 nicht nur den 
Unterhalt Hoffmanns, sondern ermöglichte auch die Aktivitäten der von ihm geleiteten 
Vereinigung. Zur Rolle von B. soll laut einem langjährigen WSG-Mitglied gehört haben, 
dass diese die »gesamte schriftliche Korrespondenz für die WSG erledigt, Pressemittei-
lungen beantwortet, eine WSG-Kartei angelegt habe und entscheidend an der Herstel-
lung der WSG-Zeitschrift »Kommando« beteiligt gewesen sei«. Somit sei sie »praktisch 
die Vertreterin Hoffmanns gewesen und habe auf alle die WSG betreffenden Fragen 
Auskunft geben können«. Gegenüber einem anderen ehemaligen Mitglied soll Hoffmann 
gesagt haben, dass im Falle seiner Festnahme B. »die Chefin [sei], die über alles bescheid 
wisse«. Die deutsche »Nummer zwei« auf der WSG-Hierarchieleiter war also weiblich. 33

Beim Doppelmord des WSG Hoffmann- und WSG Ausland-Mitglieds Uwe Behrendt 
in Erlangen (vgl. Endnote 21) verblieb die Sonnenbrille von Franziska B. am Tatort. Auf-
grund einer Eingravierung des Optikers ließ sich die Brille im Nachhinein leicht zuord-
nen. Nach Angabe von Hoffmann im Prozess habe Behrendt diese bei der Tat getragen. 
Zudem habe Behrendt die Tatwaffe, die aus Hoffmanns Besitz stammt, ihm ohne sein 
Wissen entwendet. Damals wohnte Behrendt gemeinsam mit Hoffmann bei B. im Schloss 
Ermreuth. Geholfen habe Hoffmann Behrendt, der ihm von der Tat noch am selben Abend 
erzählt habe, indem er ihm Geld für die Flucht in den Libanon gab und die Tatkleidung 
verbrannt habe. Am Ende entscheidet sich das Gericht trotz anderweitiger Indizien für 
die These, der drei Wochen vor Prozessbeginn gestorbene Behrendt habe alleine gehan-
delt.34 Hoffmann wird nach zweijährigem Prozess im Sommer 1986 von der Anstiftung 
zum zweifachen Mord mangels Beweisen freigesprochen. Er wird jedoch in anderen Fäl-
len zu 9,5 Jahren Haft wegen Geldfälschung, Waffenbesitz, Freiheitsberaubung und Kör-
perverletzung verurteilt.

Die Polizei hatte im Übrigen im Fall des Erlanger Doppelmords über Monate hinweg 
den Täter nicht im rechtsextremen Spektrum gesucht, sondern unter den angeblich kri-
minellen Angehörigen der jüdischen Gemeinde – die Parallelen zu dem NSU-Mordermitt-
lungen sind frappierend.35

Franziska B. wurde erst fünf Wochen nach der Tat zu ihrer Sonnenbrille am Tatort be-
fragt.36 Sie wurde wegen Beihilfe zum Mord angeklagt, jedoch ebenfalls nicht verurteilt.

Frauen in der »Schutzgruppe« (SG) der Münchner »Kameradschaft Süd« 
(»Wiese-Gruppe«)
Ein neueres Beispiel für die Beteiligung von Frauen in rechtsterroristischen Organisatio-
nen stellt  die ab Herbst 2002 im Umfeld der Münchner »Kameradschaft Süd« gebildete 
»Schutzgruppe« (SG) dar.37 Die vom Kameradschaftsführer Martin Wiese geleitete Grup-
pierung hatte ein Attentat auf die Grundsteinlegung des jüdischen Kulturzentrums in 

Gedenken an die Opfer des Anschlages auf das Oktoberfest: Am 26. September 1980 verübte der Neonazi Gun-
dolf Köhler einen Sprengstoffanschlag auf das Oktoberfest in München. Die Folge: 13 Tote und mehr als 200 
Verletzte.              © JaBB / CC BY-NC-ND 2

Am 19. Dezember 1980 ermordete Uwe Behrendt, Mitglied der rechtsextremen »Wehrsportgruppe Hoffmann« 
den Rabbiner Shlomo Lewin und dessen Lebensgefährtin Frieda Poeschke in Erlangen. 
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München am 9. November 2003 geplant. Bevor die Rechtsterrorist/-innen ihr in der Pla-
nungsphase befindliches Vorhaben jedoch in die Tat umsetzen konnten, ging die Polizei 
ab September 2003 mit Festnahmen gegen die SG vor.

Unter den zwischenzeitlich 12 Mitgliedern der SG waren mit Monika S., Katrin Q., 
Jessica F. und Ramona Sch. vier Frauen. Unter den acht Angehörigen der SG, die im 
Frühjahr 2005 in mehreren Prozessen wegen der Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung (§129a) verurteilt werden, waren drei Frauen:

Jessica F. (geb. 1981) nahm ab Sommer 2002 an den »Stammtische« genannten Vor-
tragsveranstaltungen der Kameradschaft Süd teil und führte dort meist das Protokoll. Sie 
leitete zwischenzeitlich den wöchentlichen »Nachwuchsstammtisch« der Kameradschaft 
Süd mit, der Jugendliche zwischen 15-18 Jahren ansprechen sollte und stieg kurzzeitig 
zur Stellvertreterin Wieses in der SG und der Kameradschaft Süd auf, bevor sie im Früh-
jahr 2003 auf Geheiß Wieses von beiden Posten abgelöst wurde. Auch bei den sonntägli-
chen paramilitärischen Wehrsportübungen der SG im Wald war F. die Vertreterin Wieses 
im Verhinderungsfall. F. soll auch zumindest eine Person für die SG angeworben haben. 
Sie wurde am 5. April 2005 vor dem Bayerischen Oberlandesgericht (OLG) wegen der 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung zu einem Jahr und 6 Monaten auf 
Bewährung verurteilt.

Monika S. (geb. 1986) leitete als weiteres weibliches Mitglied aus dem Führungszirkel 
der Kameradschaft Süd den auf Betreiben Wieses gegründeten sogenannten »Frauen-
bund«. Der »Frauenbund« traf sich wöchentlich mit fünf bis sechs Teilnehmerinnen zu 
einem ‚Stammtisch« in einer Münchner Kneipe. Neben der Leitung des »Frauenbunds« 

lag auch die Leitung der »Anti-Antifa-AG« zunächst bei Katrin Q., die diese Funktion je-
doch an S. abgab, als sie schwanger wurde. Bei Q. waren zuvor alle Daten (zum Beispiel 
die »Verantwortlichen im Sinne des Presserechts« linker Flugblätter) und Fotos zusam-
mengelaufen. Auf Anregung Wieses hin soll Monika S. ihren Ausbildungsplatz bei der 
Postbank AG dazu genutzt haben, aus dem dortigen Datensystem Namen, Anschriften 
und Kontodaten von linken Personen und Institutionen abzuschreiben. Sie sollte zudem 
auch in linke Gruppen eingeschleust werden.

Im Rahmen der Anschlagsplanungen der SG unterbreitete S. den Vorschlag, dass sie 
mit einem Sprengstoffgürtel um den Bauch einen Selbstmordanschlag auf dem Münch-
ner Marienplatz verüben könne.

Monika S. wurde am 5. April 2005 vor dem Bayerischen OLG wegen der Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung zu einer Jugendstrafe von einem Jahr und sechs Mo-
naten auf Bewährung verurteilt.

Ramona Sch. (geb. 1985), die selbst einmal eine dreistellige Summe aus einem Erbe 
gespendet haben soll, führte die Kasse der Kameradschaft und verwaltete die bei den 
»Stammtischen« eingehenden Spenden. Sie war mit weiteren Mitgliedern der SG an Ver-
suchen beteiligt, in einem Waldstück in Polen aus alten Weltkriegsgranaten und -minen 
den Sprengstoff TNT zu gewinnen, entnahm aus Patronen Schwarzpulver für Experimen-
te im Bombenbau und nahm auch an Schießübungen der SG mit alten Waffen teil. In 
einem auch von Sch. genutzten Keller lagerte die SG zwischenzeitlich eine Sporttasche 
mit einer Pistole, Sprengstoff, Schwarzpulver und einer Rohrbombenhülle.

Ramona Sch. wurde am 5. April 2005 vor dem Bayerischen OLG wegen der Mitglied-
schaft in einer terroristischen Vereinigung und wegen unerlaubtem Umgang mit explo-
siven Stoffen zu einer Jugendstrafe von einem Jahr und zehn Monaten auf Bewährung 
verurteilt. Sie soll sich zum Zeitpunkt der Urteilsverkündung bereits ein neues Ermitt-
lungsverfahren wegen gefährlicher Körperverletzung eingehandelt haben, weil sie am 5. 
Februar 2005 mit anderen an der Münchner Freiheit an einer Schlägerei teilgenommen 
haben soll.

Martin Wiese wurde am 4. Mai 2005 wegen Rädelsführerschaft in einer terroristi-
schen Vereinigung zu 7 Jahren Haft verurteilt. Drei weitere männliche Angeklagte er-
hielten als Mitglieder der terroristischen Vereinigung ebenfalls mehrjährige Haftstrafen 
ohne Bewährung, wobei zum Teil weitere Straftaten berücksichtigt wurden. Zuvor hatte 
ein weiterer Angeklagter für die Mitgliedschaft eine Bewährungsstrafe nach Jugendstraf-
recht erhalten.

Damit fielen die Strafen für die weiblichen Mitglieder der SG im Gesamtvergleich deut-
lich geringer aus als die der Männer.
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4. Fallgeschichte 1: Beate Zschäpe

Ulrich Overdieck

Wahrnehmungsdefizite im Umgang mit rechtsextremen Frauen 
am Beispiel von Beate Zschäpe
Die folgende unvollständige Zusammenstellung wirft Schlaglichter auf Stationen in der 
»Karriere« der mutmaßlichen Rechtsterroristin Beate Zschäpe und geht immer wieder 
auch der Frage nach, ob es ihr deswegen möglich gewesen sein könnte, unbemerkt an 
schwersten rassistischen Straftaten mitzuwirken, weil ihr dies als Frau nicht zugetraut 
wurde. Es geht also um die Frage, welche Konsequenzen Wahrnehmungsdefizite gegen-
über rechten Frauen seitens der Polizei, des VS aber auch der Zivilgesellschaft, der Medi-
en und seitens pädagogischer Fachkräfte haben können.

Zschäpes Jugend in Jena
In den 1990er Jahren verkehrt Beate Zschäpe als Jugendliche im Jenaer »Winzerclub«. 
Im Umfeld des Jugendclubs im Stadtteil Winzerla kommt sie in Kontakt mit der rechts-
extremen Szene und lernt ihre späteren Komplizen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos, 
sowie weitere Unterstützer/-innen des Nationalsozialistischen Untergrunds« (NSU) ken-
nen. Nach Angaben eines Sozialarbeiters antwortet die 17-jährige Zschäpe auf die Frage 
nach ihrem Berufswunsch: »Zuerst einmal müssen die Ausländer weg.«1 Zschäpe gibt 
hier offenbar bereits einen Ausblick auf ihr Erwachsenenleben. Erste Warnzeichen sind 
also vorhanden, führen jedoch nicht zu wirksamen Konsequenzen.

Zschäpes Radikalisierung in rechtsextremen Organisationen 
in Thüringen
Mit anderen Thüringer Neonazis bildet Beate Zschäpe die »Kameradschaft Jena«, sie betei-
ligt sich bis 1998 an bundesweiten Aufmärschen der Neonazi-Szene und an Aktionen der 
»Anti-Antifa Ostthüringen« und deren Nachfolgeorganisation »Thüringer Heimatschutz« 
(THS). Zschäpe wirkt ab 1993 zum Teil maßgeblich an Attacken auf linke Jugendliche 
mit, so soll sie einer Punkerin bei einem Angriff einen Arm gebrochen haben. Außerdem 
wird Zschäpe mehrfach von der Polizei mit Waffen, unter anderem mit einem Dolch, 
aufgegriffen. Frauen in der rechten Szene gelten in den Sicherheitsbehörden und den 
Medien – zu dieser Zeit vielleicht noch mehr als heute – zumeist nur als Anhängsel von 
rechtsextremen Männern und nicht als gleichberechtigt. Das mag eine Erklärung sein, 
warum Beate Zschäpe ohne Vorstrafe bleibt.

Zschäpes erste Flucht und der Weg hin zur Gründung des 
»Nationalsozialistischen Untergrunds«
Nachdem 1996 und 1997 in Jena mehrere Bombenattrappen und zündunfähige Spreng-
körper gefunden worden waren, durchsucht die Polizei am 26. Januar 1998 die Woh-
nungen von Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt. In einer von Zschäpe angemieteten Ga-
rage werden vier Rohrbomben mit etwa 1,4 Kilogramm TNT gefunden. Den größten Teil 
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dieses Sprengstoffs soll die Gruppe von einem Rechtsextremen erhalten haben mit dem 
Zschäpe zuvor liiert gewesen ist. Noch während der laufenden Durchsuchung kann das 
Trio flüchten, versteckt sich mithilfe von Kompliz/-innen aus der rechten Szene in Sach-
sen und gründet noch im Jahr 1998 den NSU. Der NSU verübt in der Folge von 2000-2006 
eine rassistische Mordserie an neun Menschen mit Migrationshintergrund, ein Nagel-
bomben-Attentat in Köln im Jahr 2004 mit zahlreichen Verletzten und einen Mord an 
einer Polizistin im Jahr 2007. Zudem überfällt der NSU Banken, um das Leben im »Unter-
grund« zu finanzieren.

Zschäpes Tarnung und das Leben im »Untergrund«
Zschäpe sorgt – laut der späteren Anklageschrift gegen sie – in der Zeit im »Untergrund« 
von 1998 bis zum November 2011 als eines von drei gleichberechtigten Mitgliedern des 
NSU insbesondere für den Anschein von Normalität und Legalität gegenüber dem nach-
barschaftlichen Umfeld und pflegt eine unauffällige Fassade, um Rückzugsort und Ak-
tionszentrale der terroristischen Vereinigung zu tarnen. Zschäpe soll sich aber auch an 
der Beschaffung von Schusswaffen und Ausweispapieren beteiligen. Ferner sei sie für 
die Logistik und die Verwaltung der Gelder aus den Banküberfällen zuständig. Nach-
bar_innen der verschiedenen Versteckwohnungen werden sie später als gesellig und 
unauffällig beschreiben. Das Stereotyp von der »friedfertigen und unpolitischen« Frau 
wird von Zschäpe offenbar gezielt bedient und genutzt, um eine bestmögliche Tarnung 
zu erreichen.

Und diese Tarnung bewährt sich auch im Umgang mit der Polizei: Ende 2006 führt 
ein Wasserschaden in einer ungenutzten Wohnung direkt über dem damaligen Versteck 
des NSU-Trios zu polizeilichen Ermittlungen. Beate Zschäpe wird als Zeugin befragt. Sie 
verstrickt sich hierbei inhaltlich in Widersprüche, da sie einerseits behauptet, im Haus 

nicht zu wohnen, die angebliche Wohnung eines Freundes jedoch andererseits als ihre 
Wohnung bezeichnet. Im Haus war sie zudem unter einem anderem Namen bekannt, als 
im von ihr vorgelegten Ausweis angegeben. Sie kann die Polizeidirektion dennoch unbe-
helligt verlassen. Eine Möglichkeit, den NSU aufzudecken, verstreicht. Es dürfte in der 
Vernehmungssituation auch eine Rolle gespielt haben, dass Beate Zschäpe als deutsche 
Frau (ohne Migrationshintergrund) wahrgenommen wird (siehe unten).

Zschäpes Helferinnen im »Untergrund«
Rechtsextreme Frauen, oft als Funktionärinnen in verschiedenen Organisationen der 
rechten Szene tätig, unterstützen den NSU nach dem Abtauchen mit Ausweisdokumen-
ten, einer Bahncard und einer Krankenkassenkarte für Zschäpe. Diese kann so auf ver-
schiedene Tarnidentitäten zurückgreifen. Die Helferinnen konstruieren damit einen 
wichtigen Rahmen. Plausible Legenden werden gestrickt, beispielsweise wird sehr wahr-
scheinlich auf das Kind einer Helferin »zurückgegriffen«, um sich gelegentlich als Pär-
chen mit Kind präsentieren zu können. Die Unterstützerinnen tragen entscheidend dazu 
bei, den NSU über Jahre hinweg erfolgreich dem Zugriff der Ermittlungsbehörden zu 
entziehen. Im Ergebnis ist es der rechten Terrorgruppe, ihrem Umfeld und ihren Unter-
stützerinnen und Unterstützern auch deswegen möglich, so lange unerkannt schwerste 
Straftaten zu begehen, weil die Rolle von Frauen in der rechtsextremen Szene seitens 
der Sicherheits- und Ermittlungsbehörden unterschätzt wurde.2 So verpasst die Polizei 
im Jahr 2007 die Chance, der mutmaßlichen NSU-Unterstützerin Mandy S.3 auf die Spur 
zu kommen, als sie im Raum Nürnberg eine Rasterfahndung durchführt. Obwohl sich 
die Ermittler_innen vom Verfassungsschutz Bayern zunächst alle Namen von Rechtsex-
tremen in der Region geben lassen, präzisieren sie kurz darauf das gewählte Raster und 
schließen unter anderem alle Frauen – und damit auch Mandy S., die auf der Liste steht 
– von der weiteren Überprüfung aus (siehe unten).

Das Bekennervideo des »Nationalsozialistischen Untergrunds« verhöhnt die Opfer der rassistischen Mordse-
rie. Beate Zschäpe soll die DVDs verschickt haben.            © ddp images

Enver Şimşek, erfolgreicher Blumenhändler, hier mit seiner Familie, war das erste Opfer 
der rassistischen Morde des »Nationalsozialistischen Untergrunds«. Er wurde am 9. Sep-
tember 2000 in Nürnberg an seinem mobilen Blumenladen durch acht Schüsse ermordet.
        © Semiya Şimşek
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Das Ende des NSU im »Untergrund« – Zschäpe geht an die Öffentlichkeit
Nach dem Tod von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt am 4. November 2011 im thü-
ringischen Eisenach nach einem gescheiterten Banküberfall versucht Zschäpe, Spuren 
zu beseitigen, indem sie einen Brand im vom NSU genutzten Wohnungsversteck im 
sächsischen Zwickau legt. Von der mutmaßlichen NSU-Unterstützerin Susann E. soll sie 
anschließend frische Kleidung ohne Brand- und Benzinspuren erhalten haben. Außer-
dem informiert Zschäpe Helfer/-innen und Angehörige ihrer Komplizen über die neue 
Situation und verschickt die vorbereiteten Bekennervideos der Terrorzelle. Insgesamt 
kann sich Zschäpe noch etwa vier Tage lang ihrer Verhaftung entziehen und bewegt sich 
unkontrolliert im Bundesgebiet, bis sie sich schließlich im Beisein eines Anwalts selbst 
stellt.

Umgang von Medien und Justiz mit Zschäpes zweiter Flucht
Bis heute ist weder klar, auf welchem – offenbar konspirativem – Weg Zschäpe vom Tod 
ihrer zwei Mittäter erfährt, noch, was sie während ihrer anschließenden mehrtägigen 
Flucht alles tut. Theoretisch kann sie Kontakt mit Unterstützer/-innen und möglicherwei-
se sogar weiteren bislang unbekannt gebliebenen Mittäter/-innen gesucht haben. Medial 
wurde und wird jedoch angesichts dieser unbeobachteten Zeitspanne kaum Besorgnis 
vermittelt. Auch das OLG München und der Präsident des Bundeskriminalamts legen 
sich bereits vor Prozessbeginn gegen Zschäpe und vier NSU-Unterstützer darauf fest, 
dass der NSU nach dem Tod von Mundlos und Böhnhardt und der Inhaftierung Zschäpes 

nicht mehr existiere. Selbst wenn sich die von der Justiz getroffenen Vermutungen letzt-
lich als zutreffend herausstellen sollten, wäre die Frage zu stellen, ob die angesprochene 
Aufklärungslücke bei einem rechtsextremen Mann nicht eine ernstere Besorgnis sowohl 
in den Reihen der Sicherheitsorgane als auch in den Medien auslösen würde. Immerhin 
gilt Zschäpe – laut Anklage der Bundesanwaltschaft – als ein »Kopf« einer rechtsterroris-
tischen Gruppierung.

Medien präsentieren Zschäpes (vermeintliches) Liebesleben
Beate Zschäpe ist im November 2011 schlagartig zur bekanntesten Rechtsextremistin 
Deutschlands geworden. Die gesteigerte Aufmerksamkeit an ihrer Person führt jedoch 
nicht automatisch zu einer schärferen Wahrnehmung und sachkundigen Berichterstat-
tung über die Bedeutung von Frauen in der rechtsextremen Szene. Einige auflagenstarke 
Medien reproduzieren in den ersten Wochen und Monaten nach der Selbstenttarnung 
»das übliche Klischee von der unpolitischen Frau«4, spekulieren zum Beispiel über das 
Liebesleben der mutmaßlichen Rechtsterroristin und charakterisieren sie unkundig 
und voreilig als Mitläuferin. So wird berichtet, dass Zschäpe eine »Dreierbeziehung« mit 
Mundlos und Böhnhardt geführt habe und sie politisch kaum engagiert gewesen sei. Die 
Mühe, die Vergangenheit Zschäpes in der organisierten rechtsextremen Szene Thürin-
gens zu recherchieren, machen sich zunächst nur wenige Journalist_innen.

Anklage gegen Beate Zschäpe als gleichberechtigte Beteiligte am NSU
Während Beate Zschäpe in Haft ist, formuliert die Generalbundesanwaltschaft (GBA) die 
schwerstmögliche Anklage gegen sie. Das OLG München lässt diese in vollem Umfang 
zu. Die Anklageschrift sieht Zschäpe als eines von drei gleichberechtigten Mitgliedern 
des NSU. Ihr wird vor allem auch die Mittäterschaft bei den 10 Morden der Terrorgruppe 
vorgeworfen. Juristisch muss hierfür nicht bewiesen werden, dass Zschäpe selbst ge-
schossen hat oder an den Tatorten anwesend war. Wenn sie die Taten gewollt hat und 
deshalb zu diesen beigetragen hat, kann sie als Mittäterin – und damit wie eine Mörderin 
– verurteilt werden. Zudem wird Zschäpe die Brandstiftung am Wohnhaus in Zwickau 
vorgeworfen, bei der sie den möglichen Tod mehrerer Menschen in Kauf genommen 
haben soll. Für Unterstützungsleistungen beziehungsweise Beihilfe zum Mord müssen 
sich auch André E., Ralf Wohlleben, Carsten. S und Holger G. vor Gericht verantworten. 
Frauen, die als Unterstützerinnen tätig waren, werden im Jahr 2013 noch nicht angeklagt.

Medien kommentieren Zschäpes Erscheinen vor Gericht
Da zu Prozessbeginn am 6. Mai 2013 im Münchner NSU-Prozess zunächst nur Formalitä-
ten behandelt werden, widmet sich die Presse schwerpunktmäßig Äußerlichkeiten wie 
Kleidung, Frisur, Mimik und Gestik von Beate Zschäpe. Über die Kleidung der männli-
chen Angeklagten wird weniger berichtet. Die bereits seit dem Auffliegen des NSU vor-
handene Erwartungshaltung in den Medien, derzufolge eine aussagende Zschäpe Reue 
und Empathie mit den Opfern zeigen möge, wird besonders oft artikuliert. Als Grund 
hierfür scheinen nur geschlechtsspezifische Rollenerwartungen in Frage zu kommen, 
denn auch die als zentrale und langjährige Unterstützer angeklagten Ralf Wohlleben 
und André E. könnten mit ihrem Wissen bislang unbekannte Abläufe erhellen. Den bei-
den Männern wird jedoch offenbar eine festere rechtsextreme Überzeugung unterstellt 

In der Kölner Keupstraße verübte der »Nationalsozialistische Untergrund« am 09. Juni 2004 einen Bombenan-
schlag. Zahlreiche Personen wurden verletzt. Deutsche Politiker_innen widmeten den Opfern des Anschlags 
keine umittelbare Aufmerksamkeit. Der damalige Außenminister der Türkei, Ahmet Davutoǧlu, besuchte am 4. 
Dezember 2011 die Familien der Opfer.     © Stefan Bellini/CC BY-SA 2.0
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als Zschäpe – oder zumindest ein geringeres Mitleidsempfinden beziehungsweise die 
geringere soziale Kompetenz. Tatsächlich sagen im weiteren Lauf des Prozesses die zwei 
männlichen Angeklagten Carsten S. und Holger G. aus und gestehen gegenüber den Hin-
terbliebenen der Opfer ihre Schuld ein.

Medien erklären Zschäpe als entlastet
In der Berichterstattung über den NSU-Prozess ist nach dem Prozesstag am 11. Juni 2013 
in nicht wenigen Medien zu vernehmen, dass Beate Zschäpe zumindest teilweise entlas-
tet worden sei. Der Mitangeklagte im NSU-Prozess Carsten S. hatte erstmalig und überra-
schend über ein Gespräch mit Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt ausgesagt. In diesem 
Gespräch hätten beide ihm gegenüber Andeutungen über einen Sprengstoffanschlag in 
Nürnberg gemacht. Als Beate Zschäpe zur Gesprächsrunde hinzugekommen sei, hätten 
Carsten S. zufolge Mundlos und Böhnhardt »Psst« gesagt und damit das Gespräch unter-
brochen. Nach Interpretationen in der Presse bedeute dies, dass Zschäpe insgesamt von 
wenig wissen durfte und auch von wenig wusste. Tatsächlich gibt die Gesprächsunter-
brechung juristisch keinen Anlass, von einer Entlastung von Zschäpe auszugehen, da 
nicht klar ist, weshalb sie erfolgte und es ohnehin nur um mögliche neue Vorwürfe ging. 
Eine Entlastung kann sich aus einer Aussage über bislang gar nicht vorgeworfene Taten 
kaum ergeben. Nicht unwahrscheinlich ist zudem, dass Mundlos und Böhnhardt von 
Zschäpe nicht bei unbedachten und unvernünftigen Äußerungen gegenüber dem ihnen 
wenig bekannten jungen Unterstützer Carsten S. »ertappt« werden wollten und daher das 

Gespräch unterbrachen. Man stelle sich vor, Beate Zschäpe sei ein Mann – würde in dem 
Fall auch Unwissenheit unterstellt werden oder käme ein männlich gedachter Vertrauter 
von Mundlos und Böhnhardt nicht sogar in den Verdacht, Anführer der Gruppe zu sein, 
dessen Kontrolle geachtet werden muss?

Rasterfahndung ohne Frauen
Mutmaßliche Unterstützerin des NSU entgeht der Polizei, 
weil sie eine Frau ist

Wahrnehmungsdefizite im Umgang mit rechten Frauen sind gefährlich. Forschung und 
praktische Erfahrung belegen, dass Phänomene rechter Strukturen nicht ausreichend 
erfasst werden können, wenn eine geschlechtsspezifische Betrachtung fehlt. Wenn die 
Rolle von Frauen in rechtsextremen Szenen seitens der Sicherheits- und Ermittlungsbe-
hörden unterschätzt wird, besteht die Gefahr, deren tatsächlichen Beitrag zu verkennen 
und somit im schlimmsten Fall ihr Handeln zu begünstigen. Der Bericht des NSU-Unter-
suchungsausschusses des Bundestags5 dokumentiert eine Ermittlungsmaßnahme der Po-
lizei, die augenscheinlich wegen solcher Wahrnehmungsdefizite im Umgang mit rechten 
Frauen scheiterte.

Im Jahr 2007 geht die Polizei kurzzeitig der These nach, dass für die Mordserie an 
Kleingewerbetreibenden mit türkischem und griechischem Migrationshintergrund eine 
rassistische Motivation in Betracht kommt. Auf Grundlage eines Gutachtens geht man 
zudem davon aus, dass der oder die Täter wegen der Konzentration der Tatorte im südöst-
lichen Raum Nürnbergs einen besonderen Bezug (sogenannter »Ankerpunkt«) zu dieser 
Gegend hätten. Die Polizei will daher eine Rasterfahndung in der rechten Szene im Raum 
Nürnberg durchführen und fordert vom Landesamt für den Verfassungsschutz Bayern 
(VS Bayern) eine Liste mit allen Namen von Rechtsextremen in der Region an. Dabei soll 
sich diese Auskunft zunächst explizit nicht auf ein bestimmtes Alter oder »das Geschlecht 
männlich« 6 beschränken. Nach dem Abgleich der 682 Personen fassenden Liste des VS 
Bayern mit den Daten des Einwohnermeldeamtes Nürnberg schließen die polizeilichen 
Ermittler_innen jedoch sogleich »alle Männer, die jünger als 18 und älter als 35 Jahren 
waren, sowie alle Frauen«7 von der weiteren Überprüfung aus. Offenbar sollte in den 
Augen der Ermittler_innen überflüssige Arbeit eingespart werden, um effizient vorgehen 
zu können. Die Einschätzung, die rechtsextremen Frauen für nicht überprüfenswert zu 
halten, dürfte hierbei auf Grundlage geschlechtsspezifischer Stereotype – etwa dem von 
der unpolitischen beziehungsweise »friedfertigen Frau« – getroffen worden sein. Die Ab-
klärungen auf Grundlage der gekürzten Liste verlaufen schließlich ergebnislos.

Mit Mandy S.8, einer ehemaligen Aktivistin der im Jahr 2011 verbotenen rechtsextre-
men Hilfsgemeinschaft für nationale politische Gefangene (HNG), ist jedoch genau eine 
Person auf der ursprünglichen Liste von 682 Personen verzeichnet, bei der die Ermitt-
lungen nach dem 4. November 2011 – dem Tag des Auffliegens des NSU – einen Kontakt 
zu dem Trio feststellen werden.9 Mandy S. gilt als Helferin der erste Stunde nach dem 
Abtauchen von Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos und vermittelte den drei Gesuchten 
Wohnungen in Chemnitz. Später wohnte sie in Nürnberg. Die immerhin mögliche Chan-
ce, der mutmaßlichen NSU-Unterstützerin Mandy S. und damit dem NSU auf die Spur zu 
kommen, wurde 2007 also verpasst, weil von der Polizei nicht in Richtung rechter Frauen 

»Der Teufel hat sich schick gemacht« – Die BILD kommentiert das Auftreten von Beate Zschäpe vor Gericht. 
         © BILD
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ermittelt wurde.10 Vier Jahre später fliegt der NSU nach einem missglückten Banküber-
fall zufällig – also ohne Zutun von Polizei und VS – auf.

»Ich heiße Susann E., man kennt mich auch als Lisa D.« 
(Beate Zschäpe, 2006)
Wie man als Rechtsterroristin im »Untergrund« 
eine polizeiliche Vernehmung übersteht

In den Jahren 2006/2007 kommt es bei Ermittlungen der Polizeidirektion Südwestsach-
sen zu erheblichen Fehlleistungen unter anderem auch wegen der Wahrnehmungsdefi-
zite im Umgang mit (rechten) Frauen. Im Ergebnis übersteht die zu der Zeit in Zwickau 
im »Untergrund« lebende Beate Zschäpe eine polizeiliche Zeuginnenvernehmung ohne 
Verdacht zu erregen, obwohl sie sich zuvor und während dieser in erhebliche Widersprü-
che verstrickt.

Was war passiert?
Nach einem Wasserschaden in der Polenzstraße 2 in Zwickau am 7. Dezember 2006 be-
ginnen die maßgeblich von Kriminalhauptmeister (KHM) R. geführten polizeilichen Er-
mittlungen der Polizeidirektion Südwestsachsen. Der Wasserschaden wurde in einer un-
genutzten Wohnung direkt über der Versteckwohnung von Beate Zschäpe, Uwe Mundlos 
und Uwe Böhnhardt von unbekannt gebliebenen Täter/-innen absichtlich herbeigeführt 
und es wurden auch Gegenstände entwendet.

Bei der Beseitigung des Wasserschadens in der betroffenen Wohnung hatte die im 
Haus unter ihrem Decknamen »Lisa D.« bekannte Beate Zschäpe noch tatkräftig geholfen, 
danach war sie jedoch für die Polizei zunächst nicht mehr zu erreichen. Als am nächsten 
Tag der mögliche Schaden in Zschäpes Wohnung begutachtet werden sollte, wurde den 
Beamten nicht geöffnet. Die Zeugin »Lisa D.« erschien nicht zur polizeilichen Vorladung 
und war weder über öffentliche Verzeichnisse, polizeiliche Systeme oder das Einwoh-
nermeldeamt ermittelbar – wohl aber ein Matthias D. mit gleichem Nachnamen.11 Das 
veranlasste den Kriminalhauptmeister R. persönlich an der Wohnung zu klingeln, denn 
schließlich hatte ein anderer Tatzeuge ausgesagt, dass »Lisa D.« ihm und einer weiteren 
Person Beobachtungen über den Tatzeitpunkt geschildert habe. »Lisa D.« habe demzu-

folge Geräusche in der Wohnung gehört. Sie wird so für die Polizei zu einer wichtigen 
Zeugin.

Der Polizeibeamte trifft in der Wohnung tatsächlich Beate Zschäpe an, die ihm erklärt, 
dass ihr Spitzname »Lise« sei und sie daher oft fälschlicherweise von Nachbar_innen 
für »Lisa D.«, Ehefrau des Matthias D., gehalten werde, obwohl es eine solche Frau nicht 
gebe. In Wirklichkeit heiße sie jedoch Susann E. und wohne gar nicht in der Wohnung 
ihres Freundes Matthias D. Sie halte sich dort nur häufig auf, da dieser als LKW-Fahrer 
oft unterwegs sei. Weitere Auskünfte will Zschäpe zunächst nicht geben, erscheint aber 
am 11. Januar 2007 nun als die vermeintliche Susann E. mit ihrem Ehemann André E. 
zur Vernehmung auf der Dienststelle der Polizei.12 In der Vernehmung leugnet die mit 
dem Personalausweis von Susann E. ausgestattete Beate Zschäpe nun, Beobachtungen zu 
Geräuschen gemacht zu haben. Sie sei am Vormittag gar nicht in der Wohnung gewesen 
– das direkte Gegenteil hatte ein anderer Zeuge ausgesagt.

Außerdem entstehen weitere Widersprüche: wie André E. bezeichnet Zschäpe die 
Wohnung stellenweise als ihre Wohnung (die Badmöbel als ihre Möbel), obwohl diese 
doch angeblich von Matthias D. bewohnt werde. Schaden sei in ihrer Wohnung keiner 
entstanden. Den Widersprüchen wird von der Polizei nicht nachgegangen. Die untersuch-
te Tat kann nicht aufgeklärt werden und eine Chance, dem NSU auf die Spur zu kommen, 
wurde verpasst.

Was hat das mit Wahrnehmungsdefiziten im Umgang mit rechten Frauen zu tun?
Das nicht angemessene Vertrauen der Polizei gegenüber den Angaben von »Lisa D.«/ 
Susann E./ Beate Zschäpe dürfte zum guten Teil auf Grundlage geschlechtsspezifischer 
Stereotype – etwa dem von der unpolitischen beziehungsweise »friedfertigen Frau« – 
entstanden sein.

Sicherlich kann man hiergegen einwenden, dass die Polizei nur wegen vergleichsweise 
geringfügiger Delikte ermittelte und Beate Zschäpe als Zeugin des Wasserschadens, nicht 
als Verdächtige, galt. Dennoch bleibt richtig, dass sich Zschäpe im direkten Kontakt mit 
geschulten Polizeibeamten objektiv sehr verdächtig verhalten hat und diesen das offen-
kundig nicht (groß) aufgefallen ist.

Es dürfte auch eine Rolle gespielt haben, dass Beate Zschäpe als Deutsche (ohne Mi-

Nach dem Mord an Halit Yozgat demonstrieren im April 2006 rund 2.000 Menschen aus verschiedenen 
 Migrantencommunities in Deutschland. Sie skandalisieren, dass es der neunte Mord ist, der von Neonazis in 
verschiedenen Städten verübt wurde. Wer nicht zuhört und wegsieht sind der Verfassungsschutz, die Polizei 
aber auch die Zivilgesellschaft. Erst nach der Selbstenttarnung der rechtsextremen Terrorgruppe »National-
sozialistischer Untergrund« in 2011 wird der Rassismus thematisiert, der in staatlichen Stellen zu diesem 
Versagen beitrug.      Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung/www.bpb.de

Dass Sicherheitsbehörden den tatsächlichen Beitrag rechtsextremer Frauen im 
organisierten Rechtsextremismus verkennen und so im schlimmsten Fall begüns-
tigen, muss zukünftig erschwert werden. In Aus- und Fortbildungen von Polizei, 
Justiz und Geheimdiensten sollte eine geschlechterreflektierende Perspektive auf 
die Wahrnehmung und Analyse von Rechtsextremismus vermittelt werden. Die 
Schulung von Polizeibeamt_innen zu Verläufen von gewaltförmigen Situationen 
sollte sie dazu befähigen, die Tatbeteiligung von Frauen wahrzunehmen und zu do-
kumentieren. Auch das Monitoring von rechtsextremen Straf- und Gewalttaten und 
von Strukturen der extremen Rechten sollte geschlechtsspezifisch erfolgen. Diese 
einfach und schnell umsetzbaren Maßnahmen wären ein erster wirksamer Schritt, 
um das Thema Rechtsextremismus und Gender als Handlungsfeld bei den Sicher-
heitsbehörden zu verankern.
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grationshintergrund) wahrgenommen wird. Man stelle sich vor, statt auf Beate Zschäpe 
wäre ein polizeilicher Ermittler in einer vergleichbaren Situation auf einen jungen Mann 
gestoßen, von dem er angenommen hätte, dass er einen sogenannten Migrationshinter-
grund hat. Hätte diese Person sich gegenüber der Polizei auch in so großem Umfang in 
Widersprüche über seine Identität und seine Wohnverhältnisse verwickeln dürfen, ohne 
das Vertrauen in seine Ehrlichkeit zu verspielen?
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5. Fallgeschichte 2: Der Fall Nadja Drygalla. 
Der Umgang mit Rechtsextremismus 
in Sportvereinen

Naemi Eifler, Heike Radvan

Bei den Olympischen Spielen 2012 wird öffentlich, dass die deutsche Ruderin Nadja Dry-
galla in einer Beziehung mit einem Mann lebt, der der rechtsextremen Szene in Meck-
lenburg-Vorpommern angehört. Im Folgenden geht es um die Frage, wie das Phänomen 
Rechtsextremismus seitens des Sportvereins wahrgenommen und wie reagiert wurde. 
Und es wird diskutiert, was Sportvereine oder -verbände im Umgang mit rechtsextremen 
Mitgliedern tun können und welche Unterstützung sie hierfür brauchen. In einem zwei-
ten Teil geht es dann um die Art und Weise, wie in den Medien über den Fall berichtet 
wird.

Was war geschehen?
Nadja Drygalla und Michael Fischer lernen sich 2006 beim Olympischen Ruderclub Ros-
tock (ORC) kennen. Beide trainieren hier und werden 2007 ein Paar.1 Fischer ist Aktivist 
der Kameradschaftsszene und Wortführer der gewalttätigen Gruppe »Soziale Nationa-
listen Rostock«. Er schreibt für rechtsextreme Internetseiten; 2011 kandidiert er für die 
NPD bei der Landtagswahl. Fischer steht unter Beobachtung des Verfassungsschutzes. In 
den Jahren 2006 und 2010 erhält der Vereinsvorstand des ORC Hinweise darauf, dass Fi-
scher der rechtsextremen Szene angehöre. In beiden Fällen wird er zum Gespräch gebe-
ten. Während er 2006 abstreitet, zur rechtsextremen Szene zu gehören, gibt er dies 2010 
zu und tritt aus dem Verein aus, da er sich mit der Vorladung zum Gespräch ungerecht 
behandelt fühle.2 Nadja Drygalla beginnt im September 2008 eine Ausbildung als Polizis-
tin in Güstrow und wird in die Sportfördergruppe der Landespolizei aufgenommen. Im 
Jahr 2011 erhält das Innenministerium des Landes Informationen über ihre Beziehung zu 
Michael Fischer. Es werden nun Gespräche geführt und Schritte eingeleitet, die auch im 
Zusammenhang mit dem Ehrenkodex der Sportverbände in Mecklenburg-Vorpommern 
stehen, demzufolge offensiv vertretene rechte Gesinnung im Verein nicht zu dulden ist. 
Im Nachgang der Personalgespräche, die mit Drygalla geführt werden, stellt sie einen 
Antrag auf Entlassung und bricht ihre Ausbildung ab. Zudem scheidet sie aus der Sport-
fördergruppe der Landespolizei aus. Wenig später vermittelt ihr Hanns Sennewald, ORC-
Vizepräsident, eine Stelle als Sportkoordinatorin beim Ruderverband des Landes.3 Wäh-
rend Nadja Drygalla bei den Olympischen Spielen im Sommer 2012 teilnimmt – sie wird 
durch Michael Fischer begleitet – werden diese Zusammenhänge öffentlich. Sie verlässt 
daraufhin die Spiele. Drei Monate später wird sie als Sportsoldatin in die Bundeswehr 
aufgenommen.4 Michael Fischer gibt im August 2012 seinen Ausstieg aus der rechtsex-
tremen Szene bekannt.5

Reaktionen des Vereins
Im Folgenden geht es um die Frage, wie der Verein mit Nadja Drygalla, Michael Fischer 
und dessen rechtsextremen Aktivitäten umgegangen ist. Zunächst lässt sich fragen, in-
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wiefern das Phänomen im Verein wahrgenommen wurde und ob es hierüber eine Aus-
einandersetzung unter Vereinsmitgliedern gab. Es liegen bislang keine Informationen 
dazu vor, ob der Vereinsvorstand nach den Gesprächen mit Fischer 2006 und 2010 sowie 
nach dem Ausscheiden Drygallas aus dem Polizeidienst 2011 vereinsinterne Debatten be-
ginnt. In der öffentlichen Debatte zu den Olympischen Spielen behauptet der Ruderver-
ein zunächst, erst zu diesem Zeitpunkt »Erkenntnisse zum privaten Umfeld« von Nadja 
Drygalla erhalten zu haben.6 »Nadja ist bei uns nie durch rechtsradikales Gedankengut 
aufgefallen«, sagt Walter Arnold, Vorsitzender des ORC Rostock dem Magazin Focus. Die-
sem Statement widersprechen jedoch die Aussagen einiger Athlet_innen im Verein. So 
wird die Ruderin Carina Bär mit den Worten zitiert, Drygallas rechtsextreme Einstellun-
gen seien ein »offenes Geheimnis« gewesen.7 Es scheint durchaus bei einigen Vereins-
mitgliedern eine Wahrnehmung des Problems gegeben zu haben. Offen bleibt, ob die 
rechtextremen Auffassungen seitens der Verantwortlichen gehört und ernst genommen 
wurden. In diesem Zusammenhang ist interessant, dass Michael Fischer, nachdem er 
2006 abstreitet Neonazi zu sein, weitere vier Jahre im Verein trainiert. Erst 2010, nach 
Hinweisen aus dem Innenministerium, wird Fischer noch einmal zum Gespräch gebeten. 
In der Zusammenschau der Fakten lässt sich vermuten, dass der Vereinsvorstand das 
rechtsextreme Engagement Fischers kaum kritisch begleitet oder hinterfragt hat. Erst zu 
einem Zeitpunkt, als aus Sicht des Vereins eine Rufschädigung zu befürchten war, wird 
– so legen die Fakten es nahe – die Auseinandersetzung gesucht. 

Walter Arnold sagt im Interview mit dem Focus, er finde es »erbärmlich, dass ein jun-
ges Mädchen in Sippenhaft genommen wird«. Auch Hans Sennewald, Vorsitzender des 
Rudervereins, findet »die Art und Weise, wie sie in Sippenhaft genommen wird«, nicht 
korrekt.8 Es lässt sich fragen, warum das Bild des »jungen Mädchens« hier aufgerufen 
wird? Angesichts der Person – Nadja Drygalla ist 24 Jahre alt und erfahrene Sportlerin – 
ist es kaum zutreffend. Vielmehr liegt nahe, dass damit ein bestimmtes Motiv verbunden 
ist. Das Bild vom »jungen Mädchen« steht im Alltagsverständnis für »Unschuld«, insofern 
kann es darum gehen, Drygalla als nicht verantwortlich zu zeichnen. Verstärkt wird 
diese Aussage durch das Wort »Sippenhaft«, welches im Nationalsozialismus (NS) für die 
Bestrafung eines Menschen für die Straftat eines Verwandten oder Ehepartners stand. 
Es wurde als willkürliche Terrormaßnahme gegen politische Gegner_innen eingesetzt, 
in der Regel bedeutete es die Einweisung in ein Konzentrationslager.9 Wie so häufig bei 
historischen Vergleichen, besteht hier das Problem, dass das historische Geschehen rela-
tiviert und verharmlost wird. Was Arnold und Sennewald mit dem Verweis auf »Sippen-
haft« nahelegen, scheint klar: Es soll deutlich werden, dass Nadja Drygalla unschuldig sei 
und zu Unrecht in die Verantwortung genommen werde. Abgelenkt wird damit von der 
Frage nach persönlicher Verantwortung: Ist die Liebesbeziehung zu einem aktiven Kader 
der extremen Rechten Privatsache oder handelt es sich hier um eine zu verantwortende 
Entscheidung?

Auch für die Verantwortlichen im Landessportbund und im Ruderverein ORC scheint 
Unsicherheit darüber zu bestehen, ob es sich bei der Frage nach der Nähe zu rechtsext-
remen Meinungen und Szenen um einen Tatbestand handelt, den einen Verein zu inter-
essieren habe. So lehnt der Vorsitzende des Rudervereins Sennewald eine Aufforderung 
zum Gespräch mit Drygalla mit der Begründung ab: »Die Schnüffeleien im Privatleben 
haben wir in der DDR ja oft genug erlebt«.10 Im September 2012 veröffentlicht Die Welt 

die Stasi-Tätigkeiten Sennewalds, der zwischen 1984 und 1989 andere Sportler_innen be-
spitzelte. Unabhängig davon, ob und wenn ja was Sennewald hieraus für die Gegenwart 
schließt, lässt sich fragen, ob die Beziehung zu einem rechtsextremen Kader Privatsache 
sei. Hat ein Sportverein nicht vielmehr eine gesellschaftliche Verantwortung zu erfüllen 
und sicherzustellen, dass eine demokratische Alltagskultur das Vereinsleben prägt? 

Widersprüchlich bleibt, ob der Deutsche Ruderverband und der Landessportbund vor 
den Olympischen Spielen von der Beziehung Drygalla – Fischer wussten. Einzelne Aussa-
gen deuten dies jedenfalls an. Die Verbindung zwischen Drygalla und Fischer scheint in 
den führenden Gremien bekannt gewesen zu sein und wurde durchaus thematisiert. Of-
fen bleibt, ob es inhaltliche Auseinandersetzungen gegeben hat beziehungsweise wie sie 
stattgefunden haben. Sehr deutlich jedoch sprechen sich – ähnlich wie Herr Sennewald 
– nahezu alle beteiligten Vereinstätigen gegen »Inspektionen des privaten Umfeldes« von 
Athlet_innen aus.11

Bereits vor Olympia hatte der Ruderverband eine Aufnahme Drygallas in die Sportför-
derung der Bundeswehr beantragt. Der Antrag wird aufgrund der öffentlichen Debatte 
zurückgezogen, allerdings bereits Mitte August, inmitten des Medienrummels, wieder-
holt gestellt.12 Die Frage nach der Förderwürdigkeit und Einstellung in die Bundeswehr 
scheint beantwortet: Nadja Drygalla trage keine Verantwortung. Auch in der Rückschau 
bleibt diese Frage schwierig zu beantworten. Es gibt einen juristischen Hinweis, mit 
dem sich dezidierter argumentieren lässt: So wird im Verlauf der Debatte bekannt, dass 
Fischer ein Privatfahrzeug nutzte, das auf Drygalla angemeldet war und ihr gehörte. 

Die Liebesbeziehung als Privatsache? Auf einer rechtsextremen Demo in Wismar lautet der Appell »Die Revo-
lution beginnt im Bett«. Es wird dazu aufgerufen, die »Volksgemeinschaft« zu erhalten, den/die Partner/-in in-
nerhalb der Szene zu suchen und Familien zu gründen, die der Neonazi-Ideologie entsprechen.

© Recherche Nord
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Mehrmals wurde Fischer von der Polizei mit dem Auto gestoppt, in den Akten werden 
mögliche rechtsextreme Aktivitäten vermerkt. Was sich hier zeigt, ist eine stillschwei-
gende Beteiligung und eine Form der Unterstützung, die oft nicht gesehen wird: Frauen 
unterstützen durch die häusliche Versorgung und psychische Stärkung die rechtsextre-
men Aktivitäten ihrer Partner. Forschungen über die Beteiligung von Frauen im NS zei-
gen dies. In den meisten Fällen teilen rechte Frauen die politischen Einstellungen ihrer 
Männer, die Aussage der Ruderkollegin deutet dies an.13

Sportvereine – was können sie tun für ein demokratisches Miteinander?
Auch wenn einige Fragen ungeklärt bleiben, scheint deutlich, dass es eine mangelnde 
Wahrnehmung von rechtsextremen Auffassungen und Mitgliedschaften im ORC gab so-
wie eine geringe Konfliktfähigkeit im Umgang hiermit. Dies ist insbesondere deshalb 
bedenklich, da Rechtsextreme seit einigen Jahren gezielt und strategisch versuchen, An-
schluss an Personen in der »Mitte der Gesellschaft« zu finden, die sich bislang nicht als 
rechtsextrem verstanden haben. Im Sinne einer »Normalisierungsstrategie« geht es in 
einem ersten Schritt darum, nicht negativ als Neonazis aufzufallen, sondern Vertrauen 
aufzubauen und auf dieser Basis in einem zweiten Schritt die Ideologie einzubringen und 
zu überzeugen. Diese Art von »Unterwanderung« betrifft nicht nur, aber eben auch Sport-
vereine. Als vermeintlich unpolitische Orte werden sie von Rechtsextremen genutzt, um 
ihre Ideologie zu verbreiten und gegebenenfalls Sympathisant_innen zu gewinnen. Dabei 
können bestimmte Werte, die im Sport vermittelt und gelebt werden, wie Leistungsorien-
tierung oder Gemeinschaft Anknüpfungspunkte für rechtsextreme Ideologie sein. 

Sportvereine sollten sich bewusst dafür entscheiden, inklusive Orte zu sein, die Viel-
falt und Respekt betonen und vermitteln. Sie haben eine gesellschaftliche Aufgabe, zu 
der die Etablierung demokratischer Standards und das Ausschließen von Diskriminie-
rungspraxen gehören. Wie jedoch kann ein Sportverein eine demokratische Alltagskul-
tur etablieren und sie auch über den Verein hinaus – in die Kommune hinein – unterstüt-
zen? Im Folgenden sollen einige Punkte aufgezählt werden, detaillierte Empfehlungen 
und Beispiele aus der Praxis sind beim Verein camino online zu finden: 
www.vereint-gegen-rechtsextremismus.de. 

Sensibilisierung
Es ist wichtig, dass sich die Verantwortlichen im Verein und alle Mitglieder darüber aus-
einandersetzen, was sie unter Rechtsextremismus verstehen, wie sie ihn wahrnehmen, 
welche Meinungen und welches Handeln dazugehören. Rechte Meinungen beginnen 
nicht im Außen, sie werden oft von vielen geteilt. Hierüber bedarf es einer Verständi-
gung und Auseinandersetzung. Zudem ist es hilfreich, über die Erscheinungsformen der 
Neonazis, ihre Positionen und ihre Strategien informiert zu sein und sich über einen 
Umgang damit im Verein zu verständigen. 

Solch ein Prozess kann unterstützt werden durch die Entwicklung eines demokra-
tischen Leitbildes. Alle Vereinsmitglieder verständigen sich in einem dialogischen 
Prozess darauf, wie sie miteinander umgehen wollen. Es geht darum, eine Kultur des 
Respekts, der gegenseitigen Anerkennung und Achtung der Menschenwürde zu etablie-
ren. Und es geht darum, Diskriminierung, Ausgrenzung, Mobbing und Gewalt entgegen-
zutreten. Mit einem demokratischen Leitbild tragen Sportvereine zu einer geschützteren 

Atmosphäre für alle bei. Zum Selbstverständnis eines Vereins sollte es dementsprechend 
gehören, dass alle Mitglieder, insbesondere aber die Funktionsträger_innen verantwort-
lich sind, die Auseinandersetzung zu suchen beziehungsweise anzustoßen, wenn rassis-
tische, rechtsextreme Positionen auftreten. Das Beispiel des ORC Rostock zeigt, dass es 
nicht ausreicht, mit einer vermutlich rechtsextremen Person ein Gespräch hinter ver-
schlossenen Türen zu führen. Stattdessen sollte es Ziel sein, das Klima im Verein so zu 
gestalten, dass rechtsextreme Haltungen auffallen, zur Diskussion stehen und widerspro-
chen werden. Dazu gehört auch, dass Personen, die sich von rechten Meinungen bedroht 
oder unwohl fühlen, verlässliche Ansprechpartner_innen im Verein haben und sich der 
Solidarität seiner Mitglieder und ihrem generellen Schutz sicher sein können. 

Der Fall Drygalla zeigt auch, dass es sinnvoll ist, dass Funktionsträger_innen Zeit und 
Raum gegeben wird, sich inhaltlich mit Rechtsextremismus auseinanderzusetzen und 
Strategien der Intervention zu entwickeln. Schlussendlich muss ein Verein sich nicht 
schämen, wenn rechtsextreme Einstellungen auftreten – wichtig ist es, einen aktiven 
Umgang damit zu entwickeln und präventiv die Kommunikationskultur und das Mit-
einander im Verein zu thematisieren. Es ist möglich, stolz zu sein, als gesellschaftlich 
offener Ort Minderheiten zu schützen und die Auseinandersetzung mit rechtsextremen 
Haltungen oder Personen zu führen. Diese Aufgabe ist eine langfristige und dauerhafte 
Aufgabe, die das ureigenste Interesse von Sportvereinen betrifft, denn Rechtsextreme 
zerstören jeden Anspruch auf Fairness und machen Sportvereine im Zweifelsfall für vie-
le Menschen unzugänglich. Es ist Aufgabe von Vereinen, für Vielfalt einzustehen und die 
Verschiedenheit von Menschen im Vereinsleben erlebbar zu machen. Um dies zu ermög-

Vereine müssen gegen Rechtsextremismus Position beziehen und für Vielfalt einstehen. Das internationale 
Kultur- und Wohnprojekt veranstaltete 2013 in Greifswald ein antirassistisches Fußballturnier gemeinsam mit 
jungen Menschen, Erwachsenen und Geflüchteten.         © Internationale Kultur- und Wohnprojekt (IKuWo e.V.)
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lichen, können Vereine sich durchaus darauf verständigen, nicht nur Alteingesessene 
als potentielle Mitglieder anzusprechen, sondern auch migrantische Bürger_innen oder 
spezifische Angebote für Angehörige von Minderheiten zu machen. 

Weitere hilfreiche Seiten zum Thema:
http://hamburg.arbeitundleben.de/img/daten/D165707150.pdf
www.vereint-gegen-rechtsextremismus.de/VGR/DE/Home/startseite_node.html
www.amballbleiben.org/media/news/2007/pdf/impulse_juli_2007.pdf
www.sport-mit-courage.de

Die Darstellung in den Medien. Handlungsempfehlungen
Im Folgenden geht es uns darum zu diskutieren, wie Journalist_innen mit dem »Fall Dry-
galla« umgingen. Wie wurde darüber berichtet und was lässt sich erkennen über eine 
Wahrnehmung des Phänomens Rechtsextremismus, auch aus einer Gender-Perspektive? 
Zunächst stellt sich die Frage, wann sich Journalist_innen dem Thema Rechtsextremis-
mus zuwenden. So werden die Beziehung Drygalla – Fischer und die damit verbundenen 
Austritte Drygallas aus dem Polizeidienst und der Sportfördergruppe bereits im März 
2011 öffentlich bekannt, bleiben jedoch medial unbeachtet. Anders im August 2012: Wäh-
rend ihrer Teilnahme an den Olympischen Spielen wird Drygallas Beziehung zu Fischer 
medial aufgegriffen. Neben der Information und Aufklärung steht für einige Medien die 
Skandalisierung im Vordergrund. So veröffentlicht die Welt am Sonntag ein Foto einer 
Neonazi-Demonstration mit der Frage: »Ist Nadja Drygalla die blonde Frau mit dem wei-
ßen Pullover rechts?«14 Später stellt sich heraus, dass es sich nicht um Drygalla handelt. 
Auch die Süddeutsche Zeitung veröffentlicht ein Foto, auf dem Drygalla in rechtsextrem 
zuzuordnender Kleidung zu sehen sei,15 was jedoch ebenfalls dementiert werden muss. 
In dieser ersten Phase der Berichterstattung erhalten Skandalisierung und mangelnde 
Recherche Vorrang vor einer sachlichen und kontinuierlichen Thematisierung. Mit dem 
Eingeständnis der Recherchefehler kommt es zu einer Wendung in der Mediendarstel-
lung. In der Folge wird Drygalla vor allem als Opfer dargestellt. 

Stereotype Bilder, die zur Entlastung führen
Sehr drastisch lässt sich dies anhand des rechtspopulistischen Magazins COMPACT zei-
gen, das sich mit Drygalla solidarisiert. Der Chefredakteur Jürgen Elsässer bringt dabei 
unmissverständlich zum Ausdruck, dass selten »die Meinungsdiktatur, die Verkommen-
heit der Intellektuellen und der schlichte Wahnsinn in diesem Land so ekelhaft zum 
Ausdruck gekommen [sei] wie in der Hetzjagd auf die deutsche Ruderin Nadja Drygal-
la.« Es folgen nationalsozialistisch geprägte Begriffe wie »Sprache des Vierten Reiches«, 
»Hetzjagd«, »Gesindel«, »Facebook-Gestapo«, »Sippenhaft«, »Antifa-Schreier« und »neue Fa-
schisten«. Dabei – so wird herausgestellt – setze Drygalla eben nicht ihr Ego an die erste 
Stelle, sondern nimmt die Liebe ernst.16

Ähnlich argumentiert das Magazin der stern in seiner Titelgeschichte »Der Preis der 
Liebe«. Eine Fotocollage zeigt Drygalla vor dem Bootshaus des ORC mit der Aussage, dass 
»die Stimmung im Olympia-Dorf« toll gewesen sei. Der Autor ist um Verständnis mit der 
Ruderin bemüht, er macht deutlich, wie emotional Drygalla während des Interviews 
gewesen sei, dass sie mehrmals geweint habe und sie »dieses Problem lieber los [wäre]«: 

»Nadja Drygalla ringt nach Worten, hebt immer wieder neu an, versucht einen Satz, dann 
bricht ihr die Stimme weg. Im Verlauf der Gespräche weint sie oft (...)«. Gezeichnet wird 
das Bild einer »jungen Frau«, die Opfer einer Intrige wird und diese passiv erträgt. Im 

Die Titelgeschichte des Magazins stern im August 2012: Die Ruderin Nadja Drygalla verlässt aufgrund ihrer 
Liebesbeziehung mit einem Neonazi-Kader das Olympiateam in London. Im Artikel steht ihre Perspektive im 
Vordergrund, sie wird als Opfer einer zu Unrecht geführten Kampagne dargestellt. 

© stern/G+J Dokumentation



52 53

Vordergrund steht die Vorstellung von der großen Liebe zwischen Mann und Frau, wobei 
der Frau der Part zukomme, der Liebe hoffnungslos verfallen zu sein. Gerade Frauen – 
anders als Männer – seien völlig abhängig von »großen Gefühlen«. Liebe wird hier als 
etwas Schicksalhaftes beschrieben, das nichts mit Wahl und einer Entscheidung zu tun 
habe. Zudem wird Nadja Drygalla als Frau gezeichnet, die alles für die große Liebe opfert. 
Sie nimmt die Berichterstattung als »Hetzjagd« wahr, die sie völlig überrascht habe. Der 
stern argumentiert in dieselbe Richtung, wenn er Drygallas »Entbehrungen« hervorhebt, 
den vorzeitigen Abschied von den Olympischen Spielen und den Abbruch der Beamten-
laufbahn. In dieser Darstellung wird Drygalla jeglicher Handlungsspielraum abgespro-
chen. Sie wird als unpolitische, junge und sensible Frau dargestellt, für die nur die Liebe 
zählt. Auf diese Weise wird sie zum Opfer stilisiert; letztlich ähnelt dieser Duktus dann 
der Darstellung in rechten Medien.

Leerstellen
Nur wenige Artikel thematisieren, ob eine Beziehung mit einem rechtsextremen Kader 
für die Öffentlichkeit relevant ist. Nur selten wird herausgestellt, dass es hier nicht um 
irgendeine Beziehung geht, sondern um eine gefestigte, mehrjährige Partnerschaft zu 
einem Menschen, der sich als Neonazi engagierte; einem, der die menschenverachtende 
Ideologie nicht nur denkt, sondern der handelte, sie verbreitete, zu Gewalt aufrief und 
Kopf der gewalttätigen Gruppe der »Autonomen Nationalisten« war. Unausgesprochen 
bleibt, dass eine Liebesbeziehung durchaus eine zu verantwortende Wahl ist und kein 
unentrinnbares Schicksal. Nadja Drygalla hatte vielfach die Wahl. Sie betont: »Es ist mei-
ne Entscheidung, zu ihm zu stehen. Trotz allem, was passiert ist«.17 Drygalla steht nicht 
nur zu Fischer, sie bricht für diesen auch ihre Polizeikarriere ab, verzichtet auf Sportför-
derung, verlässt Olympia und steht öffentlich zu ihm. Alle Schritte geht sie ohne Zwang, 
es sind selbstgewählte Entscheidungen. Und es ist letztlich ihre Entscheidung, zu Fischer 
zu stehen und somit keine Haltung zu zeigen gegen menschenfeindliches Gedankengut. 
Rechtsextreme Kontakte sind niemals harmlos.

Zu hinterfragen bleibt, warum in der deutschen Berichterstattung diese Fragen nach 
der Verantwortung kaum gestellt werden und vielmehr eine Perspektive dominiert, mit 
der die Selbstdarstellung von Nadja Drygalla in den Vordergrund tritt. Interessant ist 
auch, dass politische Positionen als Privatangelegenheit klassifiziert werden. So geht es 
um »Gesinnungsschnüffelei«, die nicht betrieben werden dürfe.18 Der damalige Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière spricht sich klar dagegen aus, »den Freundeskreis 
von Sportlerinnen und Sportlern zu screenen, zu gucken, was da los ist«. Die Vizeprä-
sidentin des Deutschen Olympischen Sportbundes ist ebenso gegen »Inspektionen des 
privaten Umfeldes« und warnt außerdem vor »Agenten-Methoden«19, während die Ver-
einsvorsitzenden Hans Sennewald und Walter Arnold sich gegen »Sippenhaft« wehren.

Festzuhalten ist:
1. Nationalsozialistisches Gedankengut ist keine schlichte Meinungsverschiedenheit, 

die »mal eben« diskutiert wird und dann beiseite gestellt. Es handelt sich um Ein-
stellungen, die Menschengruppen als minderwertig konstruieren, diskriminieren, 
unterdrücken, bedrohen und durchaus ermorden.

2. Es ist eine persönliche Entscheidung, mit einem Nazi liiert zu sein und für diesen 
einzustehen. Dies beinhaltet auch, die menschenverachtende Einstellung mindestens 
zu tolerieren. Partner_innen machen sich zu Komplizen und unterstützen die extrem 
rechten Strukturen. 

3. Der geschichtsrelativierende Vorwurf der »Sippenhaft« ist wenig hilfreich ebenso 
wie die Debatte um »Gesinnungsschnüffelei«. Es geht hier um »eine freiwillige und 
gezielte Auswahl eines Lebenspartners, der bis zuletzt eine demokratiefeindliche Ge-
sinnung an den Tag legte«.20

Empfehlungen für die mediale Berichterstattung
Wichtig ist – nicht nur, aber eben auch – beim Thema Rechtsextremismus eine konti-
nuierliche, sachlich und qualitativ gut recherchierte Berichterstattung. Skandalisierun-
gen und Moralisierungen behindern oft eine kritische Debattenkultur, in der es um eine 
tatsächliche Auseinandersetzung geht. Im Kontext der Thematisierung der Geschichte 
des NS gilt: Geschichtsrelativierende Vergleiche helfen wenig, sie verzerren vielmehr 
die Wahrnehmung. Auch auf Emotionalisierungen sollte so weit wie möglich verzichtet 
werden. Emotionale Berichterstattung geht häufig damit einher, dass die Ideologie in den 
Hintergrund tritt und schlussendlich auf diese Weise verharmlost wird. Das menschen-
verachtende Weltbild der Neonazis gerät zu stark aus dem Blick. Grundsätzlich sollten 
sich auch Medien bemühen, geschlechtsstereotype Bilder zu vermeiden. Die Frau an sich 
gilt vielen nach wie vor als emotionale Wesen – im Gegenzug zum rational handeln-
den Mann. Eine Fokussierung hierauf, insbesondere bei einer Berichterstattung, in der 
Rechtsextremismus Thema ist, führt dazu, dass ideologische und politische Hintergründe 
von Frauen nicht thematisiert werden und damit der nach wie vor gängigen verkürzten 
Wahrnehmung von Rechtsextremismus als männliches Phänomen weiter Vorschub ge-
leistet wird.

Rechtsextreme Kontakte sind niemals harmlos – wer sich dafür entscheidet, tole-
riert menschenfeindliche  Ideologie.      © Recherche Nord
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6. Defizite im Umgang mit Aussteigerinnen 
aus der rechtsextremen Szene

Heike Radvan

»Wenn ich damals gewusst hätte, was auf meine Kinder zukommt, ich wäre nicht aus-
gestiegen«1, sagt eine Mutter, die mit mehreren Kindern aus der rechtsextremen Szene 
ausgestiegen ist. Wenn Frauen mit Kindern aus der rechtsextremen Szene aussteigen 
und der (Ehe)Mann und/oder Vater der Kinder in der Szene verbleibt, kommt es häufig 
in verschiedenen Bereichen zu Schwierigkeiten. Anschaulich und nachvollziehbar lässt 
sich dies an konkreten Biografien von Aussteigerinnen verdeutlichen. Im Folgenden kön-
nen wir dies leider nur abstrakt und anonym beschreiben, da auch Frauen, die sich von 
der Neonazi-Szene abwenden, häufig bedroht und verfolgt werden. Die ehemaligen Ka-
meraden und Kameradinnen setzen auf Rache und versuchen zudem, die Kinder in die 
Szene zurückzuholen. 

Seit 2000 gibt es in Deutschland staatliche und nichtstaatliche Programme, die sich 
mit Unterstützungsangeboten an Personen wenden, die aus der rechtsextremen Szene 
aussteigen wollen. Bislang sind diese Programme geschlechtsunspezifisch konzipiert und 
umgesetzt. Betrachtet und analysiert man verschiedene Ausstiegsprozesse von Frauen, 
so wird deutlich, dass es unter anderem diese geschlechtsunspezifischen Konzepte sind, 
die spezifische Bedarfe von Aussteigerinnen in unterschiedlichen Bereichen nicht be-

In der Neonazi-Szene wird darauf geachtet, dass sich Paare innerhalb der Gruppierungen finden. Bei einem 
Ausstieg aus der Szene stehen Frauen vor besonderen Problemen – vor allem wenn sie mit Kindern aussteigen 
und der Vater in der Szene verbleibt.          © Recherche Nord
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rücksichtigen. Das betrifft sowohl die Angebote auf Seiten der Aussteigerprogramme 
selbst als auch Bereiche verschiedener Professionen, die im Verlauf eines Ausstiegs mit 
der Familie in Kontakt kommen beziehungsweise arbeiten. Um die Bedarfe nachvollzieh-
bar beschreiben zu können, werden wir zunächst Probleme oder Anforderungen benen-
nen, die im Verlauf von Ausstiegen von Frauen ohne und mit Kindern auftreten (können):

■■  In der Praxis scheinen Ausstiegsberatende – oft aus staatlichen Einrichtungen – die 
Gefahren, die sich im Zuge eines Ausstiegs für die betroffene Mutter und deren Kin-
der ergeben können, nur ungenau einschätzen zu können. So berichtet eine Frau, 
die mittlerweile »erfolgreich« mit Exit Deutschland ausgestiegen ist, darüber, dass sie 
zunächst davon Abstand genommen hatte, aussteigen zu wollen, da die betreuenden 
Beamt_innen in einem Landesprogramm aus ihrer Sicht die damit einhergehenden 
Gefahren unterschätzten und zum Beispiel einen Identitätswechsel als nicht notwen-
dig erachteten. Neben der Gefahr, dass die aussteigende erwachsene Frau von Kadern 
der Neonazi-Szene bedroht und verfolgt wird, besteht hier die zusätzliche Herausfor-
derung, einen sicheren Neuanfang für die Kinder zu organisieren. 

■■  Im Verlauf eines Ausstiegs mit Kindern ist es notwendig, dass Fachkräfte, die zum 
Beispiel im Jugend- oder Sozialamt mit der Familie arbeiten, die Gefahrensituation 
angemessen einschätzen können und entsprechend reagieren. So ist es nötig, dass 
Angaben über die aussteigenden Personen, wie unter anderem der neue Wohnort, 
neue Identitäten und Kontakte vertraulich behandelt werden. Werden diese ohne 
angemessene Überprüfung herausgegeben, kann dies zur Gefährdung der Sicherheit 
der Frau und ihrer Kinder führen und in der Folge einen weiteren Identitäts- und 
Wohnortswechsel notwendig machen. 

■■  Frauen, die mehrere Jahre in der Neonazi-Szene gelebt haben, sind – jenseits ihrer 
eigenen möglichen Gewalttätigkeit und ihrer Involvierung in rechtsextreme Aktivitä-
ten und Ideologie – häufig betroffen von häuslicher und sexualisierter Gewalt. Diese 
traumatischen Erfahrungen mit möglichen Langzeitfolgen sollten im Verlauf eines 
Ausstiegs bearbeitet werden. Bislang gibt es hierzu weder konzeptionelle Überlegun-
gen noch professionelle Angebote. 

■■  Auch ist davon auszugehen, dass Kinder, die in rechtsextremen Gruppierungen oder 
deren Umfeld über längere Zeit gelebt haben, Erfahrungen von Gewalt, Ausgrenzung 
und allgemein autoritären Erziehungsstilen gemacht haben. Das Großwerden in die-
sen Umfeldern geht häufig damit einher, dass Kinder in Parallelwelten aufwachsen 
und in Freund-Feind-Schemata sozialisiert werden. Bislang liegen hierzu unseres Wis-
sens nach keine psychosozialen Beratungsangebote vor. 

■■  Kommt es im Verlauf eines Ausstiegs zur Trennung und Scheidung der Eltern, so wird 
u.U. das Umgangsrecht für diejenige Person verhandelt, die in der rechtsextremen 
Szene verbleibt, in allen bislang vorliegenden Fällen war dies der Vater. Bisher gibt es 
verschiedene juristische Umgangsweisen mit solch einer Situation. So liegen Urteile 
vor, die dem Vater einen Umgang mit den Kindern zusprechen. Ein derartiges Urteil 
reflektiert weder, dass der Vater sowohl in der rechtsextremen Szene aktiv und ge-
walttätig war oder ist und hierfür rechtskräftig verurteilt wurde, noch den Umstand, 
dass der Vater auch innerhalb der Familie Gewalt gegenüber der Mutter und den Kin-
dern ausübte. Solche Urteile sind aus verschiedenen Perspektiven eine Herausforde-
rung aber auch Zumutung für Mutter und Kinder. Nicht zuletzt sind sie aus ethischer 

und menschenrechtlicher Perspektive infrage zu stellen. Die reale und für die Mutter 
unter Umständen tödliche Gefahr, die ein Umgang des Vaters mit seinen Kindern 
mit sich bringen kann, wird negiert. Mittlerweile liegt hierzu ein richtungsweisendes 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vor, das ethisch argumentiert und den Schutz 
von Mutter und Kind in den Vordergrund stellt und dem Vater das Umgangsrecht 
abspricht. Hierzu bedarf es einer fachlichen Auseinandersetzung. 

Mit diesen zusammenfassenden Beschreibungen lassen sich Handlungs- und Fortbil-
dungsbedarfe für verschiedene Professionen formulieren:

1. Entwicklung von bedarfsgerechten Angeboten für Aussteigerinnen und deren Kinder
2. Fortbildungen für Fachkräfte der Sozialen Arbeit, Angestellte in Verwaltungen sowie 
für Jurist_innen

1. Entwicklung von bedarfsgerechten Angeboten für Aussteigerinnen und deren 
Kinder
Fallgeschichten verschiedener Ausstiege zeigen, dass Frauen, die mit ihren Kindern aus 
der rechtsextremen Szene aussteigen, besondere Belastungen erleben. Wenn es bereits 
vor dem Ausstieg zu psychischen und physischen Einschüchterungsversuchen durch 
den in der Szene verbleibenden Partner kommt, ist die Belastung für Frauen mit Kin-
dern höher. Generell ist es für professionelle Berater_innen und begleitende Fachkräf-
te notwendig, dezidiert einzuschätzen, in welcher Gefahrenlage sich die aussteigenden 
Personen befinden. Auf Grundlage dessen sind Entscheidungen zu treffen, zum Beispiel 
über die Notwendigkeit eines Orts- und Identitätswechsels. Längerfristig ist gegebenen-

In den Zeltlagern der inzwischen verbotenen »Heimattreuen Deutschen Jugend« wurden Kinder im Sinne 
 nationalsozialistischer Ideologie erzogen. Steigen Mütter mit ihren Kindern aus der Neonazi-Szene aus, bedarf 
es spezieller psychosozialer Begleitung für Kinder und Mütter.
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falls ein Identitätswechsel abzusichern und der Aufenthaltsort der Familie vor unsach-
gemäßer Weitergabe zu schützen: Es muss verhindert werden, dass die neue Adresse 
an rechtsextreme Personen herausgegeben wird. Die sozialpädagogische Betreuung der 
aussteigenden Personen sollte mehrere Aspekte beinhalten:

■■  eine Unterstützung beim ideologischen Ausstieg. Ein weitgehend geschlossenes und 
oft über einen langen Zeitraum aufgebautes Weltbild muss infrage gestellt werden 
und eine Auseinandersetzung so erfolgen, dass – als längerfristiges Ziel gedacht – 
menschenrechtliche Orientierungen im Sinne von Haltungen vertreten und gelebt 
werden. Die Abwendung von und der nachhaltige Kontaktabbruch mit bisherigen 
Freund/-innen in der rechten Szene ist hierbei ein allererster Schritt. Die selbstrefle-
xive Auseinandersetzung mit der eigenen Verantwortlichkeit für das Handeln in der 
rechten Szene (auch gegenüber den eigenen Kindern) ist zu unterstützen, wichtig ist 
ein Perspektivwechsel und eine von Empathie mit den Opfern und Betroffenen rech-
ter Gewalt geleitete Auseinandersetzung. 

■■  Es ist wichtig, dass aussteigende Personen eigene Erfahrungen von Ausgrenzung und 
Gewalt in der rechten Szene thematisieren und einen Umgang damit finden. Frauen, 
die von sexualisierter und häuslicher Gewalt betroffen waren, sollten unterstützende 
psychotherapeutische oder beratende Angebote erhalten. 

■■  Konzeptionell sollte ein Programm Angebote für Kinder mitdenken, es geht hier um 
fallbezogene, stärkende Angebote, die psychologische Begleitung ebenso beinhalten 
wie eine altersgerechte Auseinandersetzung mit den erlernten Ideologien der Un-
gleichwertigkeit. 

2. Fortbildungen für Fachkräfte der Sozialen Arbeit, Angestellte 
in Verwaltungen sowie für Jurist_innen
Viele Akteur_innen von staatlichen Institutionen sind mit dieser Thematik wenig ver-
traut und demzufolge auch überfordert. Wir sehen Fortbildungsbedarf über die besonde-
re Gefahrenlage und die Brutalität der Neonazi-Szene im Hinblick auf Aussteigerinnen. 
Insbesondere bedarf es einer Auseinandersetzung mit Fragen des Datenschutzes bei de-
ren Begleitung. Das betrifft Angestellte in Verwaltungen, bei Ämtern wie dem Jugend-, 
Sozial- und Arbeitsamt. Zudem bedarf es der Fortbildung für Sozialpädagog_innen und 
Jurist_innen zum Spannungsverhältnis Umgangs- oder Sorgerecht versus Kindeswohlge-
fährdung. Die Punkte werden im Folgenden kurz beschrieben.

Sensibilisierung der Wahrnehmung und ausstiegsorientierte Beratung
Ganz allgemein ist es notwendig, Personen, die in Verwaltungen wie dem Arbeits- und 
Jugendamt arbeiten, im Sinne einer ausstiegsorientierten Beratung zu schulen. So kann 
man davon ausgehen, dass Fachkräfte in Verwaltungen immer mal wieder mit Familien 
zu tun haben, die sich in oder im Umfeld der rechtsextremen Szene befinden. Es ist 
wichtig, dass Fachkräfte diese Situationen als solche erkennen und in der Lage sind, 
angemessen zu reagieren. Das heißt zunächst, dass sie versuchen herauszufinden, mit 
welchen Personen sie es zu tun haben: Während man davon ausgehen kann, dass Ka-
der und Aktivist/-innen momentan nicht in Richtung Ausstieg ansprechbar sind, kann 
dies bei sogenannten Mitläufer/-innen durchaus der Fall sein. In solch einem Falle geht 
es im Gespräch darum, dies zu eruieren und gegebenenfalls Informationen über eine 

mögliche Ausstiegsberatung zu vermitteln. Um solcherart Gespräch führen zu können, 
ist es neben einer kompetenten Gesprächsführung hilfreich, die Themen zu kennen, die 
mit möglichen Ausstiegsgedanken einhergehen können. So wissen wir aus biografischen 
Berichten, dass Mütter häufig darüber ansprechbar sind, dass ihre Kinder in der rechten 
Szene Ausgrenzungs- und/oder Gewalterfahrungen machen.2 Es ist sinnvoll, in diesen 
Bereichen nachzufragen und die jeweilige Mutter dahingehend zu unterstützen, in Rich-
tung Sicherheit und Wohlbefinden ihrer Kinder und damit an einen Ausstieg zu denken.  

Sensibilisierung für die spezifische Situation von Aussteigerinnen
Zur Sensibilisierung für die spezifische Situation von Aussteigerinnen ist es notwendig, 
über die zu erwartenden Reaktionen der Neonazi-Szene zu informieren. Ist der verblei-
bende Elternteil noch in der Szene aktiv, ist es unumgänglich, die potentielle Bedrohungs-
situation und damit verbundene Gefahrenlage zu analysieren: Es ist sicherzustellen, dass 
eine Aufdeckung der neuen Identität verhindert wird. Fachkräfte sollten Kenntnis haben 
über die Aufenthaltsermittlungsstrategien von Neonazis. Diese gehen z.T. weit hinaus 
über einfache Internetrecherchen und schließen Ermittlungen und Observationen in 
Ämtern ebenso ein wie das Erstatten von (Vermissten-)Anzeigen.3 Im Falle einer Tren-
nung und Scheidung der Eltern ist es unabdingbar, dass sowohl das Sorgerecht als auch 
ein Umgangsrecht der Person, die in der Szene verbleibt – zumeist der Vater –, genau 
überprüft und gegebenenfalls verwehrt wird.

Ein kinderfreundliches Umfeld? Aussteigerinnen berichten, dass ihre Kinder in der rechtsextremen Szene 
Ausgrenzungs- oder Gewalterfahrungen erlebten und dass dies einer der ersten Gründe war, über einen Aus-
stieg nachzudenken – Ein wichtiger Aspekt für eine ausstiegsorientierende Beratung.
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Fachdebatte zu juristischen und sozialpädagogischen Fragen 
des Umgangsrechts

■■ Hinsichtlich der Fragen des Umgangsrechts nach dem Ausstieg einer Mutter mit ih-
ren Kindern aus der rechtsextremen Szene und der Trennung oder Scheidung vom 
in der Szene verbleibenden (Ehe-)Mann ist es notwendig, eine juristische, aber auch 
sozialarbeiterische Fachdebatte zu beginnen. Neben den Richter_innen, die über das 
Umgangsrecht urteilen, betrifft diese Praxis auch Pädagog_innen und Psycholog_in-
nen, die gutachterisch tätig sind, den Umgang begleiten und Kontakt mit allen Fa-
milienmitgliedern haben. So ist in diesen Fällen zu fragen, inwiefern die bedrohte 
persönliche Sicherheit der aussteigenden Mutter Auswirkungen auf das Kindeswohl 
hat. Eine erste Antwort gibt das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 23. Janu-
ar 2013. Hier klagt eine Aussteigerin gegen das Umgangsrecht, das dem geschiedenen 
Ehemann vom Oberlandesgericht zugesprochen wurde. Der Vater der Kinder ist in 
diesem Falle weiterhin in der rechtsextremen Szene aktiv, er war hier und auch im 
familiären Umfeld gewalttätig und hatte mehrmals versucht, die neue Identität der 
Familie herauszufinden und Mutter und Kinder bedroht. Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes argumentiert ethisch und erkennt die Gefahrenlage der Familie an. Es 
wird festgestellt, dass die Gefährdung der Mutter mit einer mittelbaren Gefährdung 
der Kinder einhergeht. Das Gericht erkennt eine strukturelle und dauerhafte Gefähr-
dungssituation der aussteigenden Mutter an.

■■  In Angeboten der Aus- und Weiterbildung für juristische und pädagogische Fachkräf-
te sollte die Situation von aussteigenden Frauen und deren Kindern vermittelt wer-
den. Die reale Gefahrenlage und die damit verbundenen existentiellen Ängste der 
Betroffenen sollten vor Überlegungen, die das Recht einer biologischen Elternschaft 
voran stellen, Priorität erhalten. Es sollte Wissen vermittelt werden, mit dem eine 
fundierte Einschätzung der Gefährdungssituation der Familie für die Professionellen 
möglich wird. 

■■  Darüber hinaus und ganz grundsätzlich ist es notwendig, eine Fachdebatte zu begin-
nen über die Frage der »Kindeswohlgefährdung aufgrund einer angestrebten Erzie-
hung im Geiste des Nationalsozialismus unter dem Deckmantel der Vaterliebe und 
der Vaterrechte«4. Es geht hier um Fragen der Erziehung innerhalb von Familien, de-
ren Eltern sich rechtsextrem engagieren und verorten. Es handelt sich hierbei um 
ein komplexes und diffiziles Thema, das nicht mit einfachen Antworten wie einer 
unmittelbaren Herausnahme von Kindern beantwortet werden kann. Zuerst sind hier 
Institutionen wie Kindergarten und Schule herausgefordert. Die Fachkräfte dort ha-
ben einen alltäglichen Umgang mit Kindern, die in rechtsextremen Milieus leben. 
Es ist vorrangig ihre Aufgabe, diesen Kindern die Möglichkeit zu geben, alternati-
ve Erfahrungen von Demokratie, Vielfalt und Gleichwertigkeit zu machen und auf 
diesem Wege ein Fenster in Richtung eines möglichen perspektivischen Ausstiegs 
offen zu halten. Jenseits dieser pädagogischen Fragen bedarf es darüber hinaus einer 
differenzierten Debatte über die Frage, welche pädagogischen, aber auch juristischen 
Antworten es für Situationen gibt, in denen Kinder in Parallelwelten aufwachsen. 
In Parallelwelten aufzuwachsen überfordert Kinder. Außerdem bedarf es einer Dis-
kussion und fachlichen Auseinandersetzung über den Umgang mit Kindern, denen 
menschenfeindliche Weltbilder und Freund-Feind-Konstruktionen eingeprägt werden 

und deren Möglichkeit auf ein selbstbestimmtes Aufwachsen sehr stark einschränkt 
ist. Es handelt sich hierbei durchaus um Aspekte, die im Paragrafen der Kindeswohl-
gefährdung benannt sind – jedoch bislang kaum diskutiert. Teilweise kann hier auf 
Erfahrungen im Umgang mit Sekten oder religiös-fundamentalistischen Zusammen-
hängen zurückgegriffen werden.

Anmerkungen
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Fazit

Esther Lehnert

Wir hoffen, dass wir mit der nun vorliegenden Broschüre zur Sensibilisierung und Aus-
einandersetzung mit dem leider immer noch fahrlässig vernachlässigten Thema der 
Wahrnehmung von Frauen im aktuellen Rechtsextremismus beitragen. Einerseits sollte 
spätestens seit der Selbstenttarnung der NSU die Gewissheit gereift sein, dass eine Nicht-
Wahrnehmung von Frauen im Rechtsextremismus mitunter tödliche Folgen haben kann. 
Die Berichte und Geschichten, die dieser Broschüre zugrunde liegen und in dieser eine 
Dokumentation bekommen haben, belehren uns leider, dass wir immer noch weit ent-
fernt von einer angemessenen und fundierten Wahrnehmung von Frauen in und ihrer 
Wichtigkeit für den Rechtsextremismus sind. Unser kurzer historischer Exkurs sowie die 
Auseinandersetzung mit rechten Frauen nach 1945 zeigen zum einen auf, dass die Nicht-
Wahrnehmung von Frauen als Akteurinnen und damit auch als »Täterinnen« Tradition 
hat beziehungsweise die Regel ist. Und dass andererseits das Festhalten an der Konstruk-
tion von Frauen als friedfertige Wesen nicht nur eine reduzierende Betrachtung darstellt, 
sondern darüber hinaus auch rechtsextremen Frauen die Möglichkeit gibt »unsichtbar« 
– in einem politischen Sinn – zu bleiben.

Bereits der geschärfte Blick auf die Rolle von Frauen im Rechtsterrorismus vor der 
Selbstenttarnung der NSU weist zum einen die Tendenz der Sexualisierung in der Wahr-
nehmung von rechten Frauen aus und zum anderen wird deutlich, dass es rechtsextre-
men Frauen hier leichter möglich war, sich ihrer Verantwortung für ihr menschenverach-
tendes Handeln zu entziehen. Diese Tendenz findet sich auch nach wie vor – nicht zuletzt 
in der Wahrnehmung Beate Zschäpes. Auch ihr gegenüber sind wir mit geschlechtsste-
reotypen Wünschen und Wahrnehmungen konfrontiert, die wiederum einerseits zu ei-
ner Verobjektivierung (rechter) Frauen beitragen, als auch einer damit einhergehenden 
Verharmlosung rechtsextremer Ideologie Vorschub leisten.

Die Auseinandersetzung mit der Situation von Aussteigerinnen zeigt zusätzlich dazu 
auf, dass die Defizite in der Wahrnehmung von Frauen für diese selbst dann zu einer 
realen Bedrohung werden können, wenn sie mit ihren Kindern aus der Szene aussteigen 
wollen. »Normale« Bedarfe nach Sicherheit und Schutz, die sich aus der Situation für 
Frauen und ihre Kindern ergeben, werden kaum zur Kenntnis genommen, noch wird 
nach Strategien und Lösungen gesucht. Die Auseinandersetzung mit dem Fall Drygalla 
verweist darauf, dass Rechtsextremismus als gesamtgesellschaftliches Problem wahrge-
nommen werden muss. Anhand des Beispiels Sport wird aufgezeigt, dass Institutionen 
und Organisationen Verantwortung für demokratisches Handeln übernehmen müssen. 
In der Auseinandersetzung mit diesem Fall haben wir darüber hinaus die Frage gestellt, 
ob die Tatsache, dass es sich hier um eine Frau handelte, mit dazu beigetragen hat, sie 
(medial) als »Opfer« der Umstände darzustellen und sich nicht mit ihrer Weltanschauung 
kritisch zu befassen.

Gesellschaft, und zwar sowohl Institutionen und Organisationen der Sicherheits- und 
Repressionsbehörden, sowie Pädagogik und Zivilgesellschaft, ist gefordert, dem politi-

schen Denken und Handeln von Frauen mehr Beachtung zu schenken. Insbesondere 
dann, wenn es um Rechtsextremismus geht. Anderenfalls laufen wir Gefahr, Fehler 
der Vergangenheit zu wiederholen und der »doppelten Unsichtbarkeit« rechtsextremer 
Frauen weiter Vorschub zu leisten. Wir hoffen, dass wir mit unseren Empfehlungen für 
Polizei, Justiz, Medien, Zivilgesellschaft und Pädagogik mit dazu beitragen, dass das Den-
ken und Handeln rechtsextremer Frauen endlich sichtbarer wird. Außerdem erhoffen 
wir uns, dass eine angemessene Wahrnehmung der Relevanz von Frauen im aktuellen 
Rechtsextremismus auch dazu führt, dass die Ausstiegsbedingungen für sie – mit und 
ohne Kinder – ihren geschlechtsspezifischen Bedarfen angepasst werden.

Die Schüler_innen der Wal-
dorfschule in Greifswald 
 bereiten sich auf den Protest 
gegen den Neonaziaufmarsch 
am 1. Mai 2011 vor.
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